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Inhaltsverzeichnis Editorial

Fast jeder sechste Mensch ist heute chronisch unterernährt, jeder Dritte leidet an Mangel- und 
Fehlernährung. Der Rekordhunger von 2009 folgt einer Rekordernte im Jahr 2008 – ein beispiel-
loser Skandal der Weltpolitik. 
An Nahrungsmitteln mangelt es nicht. Das Problem ist die ungerechte Verteilung produktiver 
Ressourcen und Einkommen. Diese Lektion haben die meisten Regierungen immer noch nicht 
gelernt. Das zeigen die internationalen Programme gegen die Hungerkrise, die fast ausschließ-
lich auf Produktivitätssteigerung setzen (Seite 4-5). Das zeigt auch die Abschlusserklärung des 
Welternährungsgipfels, welche die strukturellen und internationalen Ursachen des Hungers kon-
sequent ausblendet (Seite 3).
Erfreulich ist hingegen die Reform des UN-Komitees für Welternährungssicherung. Sie folgt in 
weiten Teilen den Empfehlungen sozialer Bewegungen, FIANs und des UN-Sonderberichterstat-
ters für das Recht auf Nahrung, Olivier De Schutter (Seite 6-7). 
Eine wichtige Arbeitsgrundlage des Komitees werden die Leitlinien zum Menschenrecht auf 
Nahrung sein. FIAN wird sich dafür einsetzen, dass es nicht bei hohlen Worten bleibt.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine aufwühlende Lektüre,
und eine schöne Weihnachtszeit!

Flavio Valente 
Generalsekretär von FIAN International
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Auf dem Welternährungsgipfel 1996 hatten die Regierungen 
versprochen, die Anzahl der chronisch Unterernährten bis 
2015 zu halbieren. Als die Regierungen jetzt vom 16.-18. No-
vember 2009 abermals zum Gipfel in Rom zusammentraten, 
standen sie vor einem Scherbenhaufen. Fast drei Viertel der 
Zeit sind abgelaufen, und die Zahl der Hungernden ist nicht 
gesunken, sondern übersteigt erstmals in der Menschheits-
geschichte eine Milliarde. Auf eine selbstkritische Analyse 
und einen Kurswechsel in der Welternährungspolitik hoffte 
man auf dem Gipfel trotzdem vergebens. Die Staatsober-
häupter der G8 stellten sich der Diskussion erst gar nicht 
und blieben zu Hause. Außer Silvio Berlusconi, der hatte es 
ja nicht weit.

Eine Abschlusserklärung ist gewöhnlich eine Erklärung zum Ab-
schluss eines Gipfels. Anders bei diesem Gipfel. Kaum hatte er 
begonnen, da zauberten die Regierungen auch schon ihre Er-
klärung hervor, die sie in den Wochen zuvor ausgehandelt hat-
ten. Stolz verkündete Landwirtschaftsministerin Ilse Aigner im 
Deutschlandfunk: „Das Recht auf Nahrung wird erstmals auch 
ausdrücklich von allen Staaten bestätigt. Das ist für uns ein ganz 
wichtiger Punkt.“ Ein Scheinerfolg, denn das Recht auf Nahrung 
ist seit 1976 im Internationalen Pakt für Wirtschaftliche, Soziale 
und Kulturelle Rechte rechtsverbindlich anerkannt. Auch haben 
schon 2004 alle Mitgliedstaaten der Welternährungsorganisa-
tion FAO umfassende Leitlinien zum Recht auf Nahrung einstim-
mig verabschiedet. 

Dass die bloße Nennung des Rechts auf Nahrung 2009 als 
Erfolg gefeiert wird, lässt den Mangel an Substanz in den 
Beschlüssen erahnen. Tatsächlich ist die Erklärung in weiten 
Teilen ein Dokument des Stillstands. Es fehlen neue und ver-
bindliche Zusagen von Entwicklungsgeldern für eine nachhal-
tige ländliche Entwicklung. In einem früheren Entwurf hatte 
es noch geheißen, der Anteil der ländlichen Entwicklung an 
den Entwicklungsgeldern solle von drei auf 18 Prozent ange-
hoben werden, also auf den Stand von 1980. Die Endversion 
begnügt sich dagegen mit der Wiederholung der G8-Zusage 
von L’Aquila, innerhalb der nächsten drei Jahre 20 Milliarden 

Armin Paasch

Welternährungsgipfel – Gipfel des Stillstands

US-Dollar zur Ernährungssicherung zu 
mobilisieren. Unbeantwortet bleibt auch 
die Frage, welche Art von Landwirtschaft 
gefördert werden soll: auf Hochtechno-
logie und Weltmarkt ausgerichtete oder 
ökologisch und lokal angepasste An-
baumethoden? 

Auffällig ist auch die nahezu komplette 
Ausblendung internationaler Ursachen 
des Hungers. Die Erklärung erwähnt 
weder den Ausverkauf von Land in Afri- 
ka und Asien an ausländische Staaten 
und Konzerne, noch das Agrardumping 
vieler Industrieländer. In Sachen Agrar-
handel pocht die Erklärung gebets-
mühlenartig auf einen Abschluss der 
Verhandlungen in der Welthandelsorga-
nisation (WTO) und eine weitere Libe-
ralisierung der Märkte. Zur Spekulation 
und dem öffentlich geförderten Boom 
der Agrartreibstoffe, zwei zentralen Fak-
toren der Preissprünge bei Nahrungs-
mitteln 2007 und 2008, empfehlen die 
Regierungen weitere Untersuchungen 
und Dialog, aber keinerlei Gegenmaß-
nahmen. Es passt in dieses Bild, dass das 
Menschenrecht auf Nahrung in der Er- 
klärung ausschließlich als Verantwor- 
tung der Entwicklungsländer dargestellt 
wird.

Als Lichtblick werten Nichtergierungs-
organisationen und soziale Bewegungen 
hingegen die Rückendeckung des Gipfels 
für das Komitee zur Welternährungs-
sicherung (CFS) der UNO. Bereits im 
Oktober war dieses seit 1996 bestehen-
de Komitee grundlegend reformiert und 

aktuell     

zum zentralen Gremium für die Koordi-
nation, Strategiebildung und Überwa-
chung von Welternährungspolitik auf-
gewertet worden. Stimmrecht haben nur 
Regierungen, doch zivilgesellschaftliche 
Organisationen, insbesondere von Klein-
bauern, LandarbeiterInnen, Indigenen 
und Nomaden, erhalten weit reichende 
Mitspracherechte. Eine wichtige Arbeits-
grundlage sind die FAO-Leitlinien für das 
Recht auf Nahrung. 

Welchen Einfluss das Komitee entfalten 
kann, muss sich erst noch erweisen. 
Voraussetzung ist, dass die vom Komi-
tee zu erarbeitende „globale Rahmen-
strategie“ als verbindliche Maßgabe für 
Landwirtschafts-, Handels-, Sozial- und 
Entwicklungspolitik für internationale 
Organisationen anerkannt wird. Das muss 
auch für die Weltbank und den Interna-
tionalen Währungsfonds gelten. Ob dies 
gelingt, ist jedoch sehr fraglich. Die USA 
und einige andere G8-Staaten setzen 
sich derzeit dafür ein, die 20 Milliarden 
US-Dollar von L’Aquila an einen Treu-
handfonds der Weltbank zu übertragen. 
Wenn die Ressourcen der Weltbank zuge-
schoben werden, droht die UNO auf dem 
Abstellgleis zu landen. Beim G20-Gipfel 
in Pittsburgh hatte sich die Bundes-
regierung noch gegen diesen Vorschlag 
gewendet. Es bleibt zu hoffen, dass sie 
bei dieser Haltung bleibt und sich für 
eine Stärkung der UNO einsetzt.

Der Autor ist Handelsreferent von FIAN-Deutschland. 
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Andrea Brock und Armin Paasch

Zwei Jahre Hungerkrise
Hat die internationale Gemeinschaft versagt?

2009 übersteigt die Anzahl der chronisch Unterernähr-
ten erstmals in der Menschheitsgeschichte eine Milliarde 
Menschen – trotz einer Rekordgetreideernte im Jahr 2008, 
trotz gesunkener Nahrungsmittelpreise und trotz zahlreicher 
internationaler Konferenzen und Initiativen während der 
letzten zwei Jahre. Hat die Staatengemeinschaft im Kampf 
gegen den Hunger versagt? In einer FIAN-Dokumentation 
ziehen die AutorInnen eine erste Zwischenbilanz aktueller 
internationaler Programme gegen die Hungerkrise. 

Gleichgültigkeit gegenüber der Hungerkrise kann man der in-
ternationalen Gemeinschaft nicht vorwerfen. Allein seit Juni 
2008 haben das UN-Welternährungsprogramm (WFP) 5,1 Mil-
liarden, die Weltbank 2,2 Milliarden, die FAO 347 Millionen und 
der Internationale Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung 
(IFAD) 241 Millionen US-Dollar für Programme und Maßnahmen 
gegen die Hungerkrise mobilisiert, eigene und fremde Mittel in-
begriffen. Eine koordinierende Rolle nimmt in diesem Konzert 
inzwischen die High Level Task Force on the Global Food Crisis 
(HLTF) ein, die im April 2008 eigens durch UN-Generalsekretär 
Ban Ki-moon eingerichtet wurde. Neben den mit Ernährung 
befassten UN-Organisationen sind dort auch die Weltbank, 
der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Welthandels-
organisation (WTO) vertreten.

Sie alle einigten sich im Juli 2008 auf einen gemeinsamen 
Rahmenaktionsplan (Comprehensive Framework of Action – CFA). 

Das Papier, das den Regierungen nie 
zur Entscheidung vorgelegt wurde, ent-
hält durchaus positive Ansätze: So soll 
etwa der Anteil der ländlichen Entwick-
lung an der Entwicklungshilfe (ODA), 
der zwischen 1979 und 2006 von 18 auf 
2,9 Prozent abgestürzt war, in den näch-
sten fünf Jahren wieder auf mindestens 
zehn Prozent aufgestockt werden. Auch 
soziale Sicherungssysteme sollen wie-
der gestärkt werden. Das Problem bei 
alledem: Wenngleich das Menschenrecht 
auf Nahrung in dem Dokument genannt 
wird, spielt es bei den Empfehlungen 
innerhalb dieser Themenbereiche keine 
Rolle. Die Krisenprogramme, die seither 
aufgelegt wurden, spiegeln diese strate-
gische Fehlausrichtung in vollem Maße 
wider. 

Technologie- und Freihandelsglaube 
ungebrochen

Zu Recht ist die Förderung der Land-
wirtschaft ein zentrales Element der 
Krisenstrategie aller zwischenstaatli-

chen Akteure. Fragwürdig ist jedoch die 
Zielrichtung. Die Initiative on Soaring 
Food Prices der FAO hat nach eigenen 
Angaben „einfache aber effektive Ziele: 
Saatgut, Dünger, Tierfutter sowie andere 
landwirtschaftliche Betriebsmittel und 
Angebote an Kleinbauern zu verteilen“. 
Wenngleich die FAO in ihren Analysen 
einen Angebotsmangel als Ursache der 
aktuellen Hungerkrise explizit verneint, 
verfolgt ihr Krisenprogramm paradoxer-
weise fast ausschließlich das Ziel der 
Produktionssteigerung. Die Weltbank 
bewilligte im Rahmen ihres Global Crisis 
Response Program (GFRP) seit Juni 2008 
521 Millionen US-Dollar für landwirt-
schaftliche Inputs und „großflächige 
Bewässerungsprojekte“ in 14 Ländern. 
In den nächsten beiden Jahren will sie 
ihr gesamtes Landwirtschaftsbudget 
von vier auf sechs Milliarden US-Dollar 
anheben. Die Finanzierungsgesellschaft 
International Finance Corporation (IFC) 
der Weltbank vergab im Haushaltsjahr 
2008/2009 zwei Milliarden US-Dollar 
Kredite an die Agrarwirtschaft und will 
diese Summe innerhalb der nächsten 
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Die meisten internationalen Krisenprogramme wurden weitgehend ohne die Beteiligung der betroffenen Menschen entwickelt.
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drei Jahre um bis zu 30 Prozent steigern. Das Hauptziel ist nach 
eigenen Angaben eine stärkere Rolle der Privatwirtschaft und 
eine Produktivitätssteigerung „durch Hochertragssaatgut, Be-
wässerungsprojekte, Düngemittelfabriken, und die Wiederbe-
wirtschaftung ungenutzter Ländereien“.

Das Problem: Statt die Bauern nach ihren lokalen Bedürfnis-
sen zu befragen, werden Technologiepakete a priori als Patent- 
lösungen angeboten. Wie die Nahrungsmittelhilfe in den 1980er 
Jahren afrikanischen Konsumenten Brot und Reis aus den In-
dustrieländern erst schmackhaft machte, erschließen aktuelle 
Programme afrikanische Kleinbauern als künftigen Absatzmarkt 
für die Saatgut- und Düngerindustrie. Auch das Weltbank-
ziel, in scheinbar „brachliegende Ländereien“ zu investieren, 
lässt vor dem Hintergrund der massiven Landnahmen aufhor- 
chen. Zumal die Absicherung traditioneller Landrechte von 
Kleinbauern, Indigenen und Pastoralisten, sowie umverteilende 
Landreformen in den Krisenprogrammen keine Rolle spielen. 
Dass ausgerechnet die Weltbank einen Dialog mit Regierungen 
über die aktuellen großflächigen Landkäufe gestartet hat, 
ist alarmierend. Hatte diese doch seit Mitte der 1990er Jahre 
weltweit die „Flexibilisierung“ von Landmärkten vorangetrie-
ben und dem Ausverkauf von Boden an ausländische Investoren 
tatkräftig den Boden mitbereitet.

Ebenso problematisch ist das ungebrochene neoliberale Credo 
der HLTF in Sachen Agrarhandel. Um eine Rückkehr von Ent-
wicklungsländern „zur Selbstversorgung allein aus eigener 
Produktion und Lagerung“ zu verhindern, fordert die HLTF in 
ihrem Rahmenaktionsplan einen möglichst raschen Abschluss 
der Doha-Runde in der WTO. Importzölle, Exportsteuern und 
Subventionen sollen so schnell und gründlich wie möglich 
gekürzt werden. Die Weltbank entfaltet 2009 in diesem Sinne 
in 40 Ländern eine intensive Analyse- und Beratungstätigkeit 
zur Hungerkrise, unter anderem zu den „Implikationen der 
Krise für Ernährungssicherheit und Handel auf Länder- und re-
gionaler Ebene“. Marktöffnungen auf Druck solcher „Beratung“ 
und bilateraler Freihandelsabkommen bergen die große Gefahr, 
dass Entwicklungsländer in Zeiten niedriger Weltmarktpreise 
abermals von Importfluten heimgesucht und die angestrebte 
Stärkung heimischer Landwirtschaft untergraben wird. 

Nahrungshilfe: Reformkurs fortsetzen
 
Eine Aufwertung hat seit 2007 auch die Nahrungsmittelhilfe 
erfahren. Es ist bemerkenswert, dass das UN-Welternährungs-
programm (WFP) seit Juni 2008 mit 5,1 Milliarden US-Dollar 
fast zehnmal so viele Mittel gegen die Hungerkrise mobilisie-
ren konnte wie die FAO und IFAD zusammen (588 Millionen), 
welche unter dem Dach der UNO eher für die strukturelle Hun-
gerbekämpfung und Landwirtschaftsförderung zuständig sind. 
Gewiss: Eine Aufstockung der Nahrungsmittelhilfe war inmitten 
der akuten Hungerkrise geboten. Bedauerlich ist allerdings, 
dass es vergleichbare Aufstockungen nicht für die Bekämpfung 

der strukturellen Ursachen des Hungers 
gegeben hat. Als Dumpinginstrument 
missbraucht, kann Nahrungsmittelhilfe 
Hungerkrisen zudem mittelfristig ver-
schärfen. Einiges hat das WFP in den 
letzten Jahren verbessert. Zu würdigen 
ist, dass der WFP 2008 1,1 Milliarden 
US-Dollar und damit den Großteil der 
Nahrungsmittel in Entwicklungsländern 
selbst eingekauft hat. Die Potenziale für 
die Landwirtschaft im Süden und auch 
schiere Kostengründe sprechen dafür, 
den Anteil der lokalen Beschaffung noch 
weiter zu erhöhen, wo dies möglich ist.

Grundsätzlich positiv ist auch der Trend 
weg von Lebensmittellieferungen hin 
zu direkten Geldtransfers. Der Haken ist 
es jedoch, dass das WFP im Rahmen von 
„Geld für Arbeit“ Programmen solche 
Geldzahlungen nur als Gegenleistung für 
Arbeit auszahlt. Dies gilt noch mehr für 
die Weltbank, die 2009 soziale Sicher-
heitsprogramme in 26 Ländern mit 3,06 
Milliarden US-Dollar an Krediten und Zu- 
schüssen unterstützt. „Nahrung für Ar-
beit“ und konditionierte Geldtransfers 
gehören dort zu den Schwerpunkten. 
Von notleidenden Menschen Arbeitsdiens-
te oder sonstige Gegenleistungen für Nah-
rungsmittelhilfe oder Geldzahlungen zu 
verlangen, ist eine grobe Missachtung des 
Menschenrechts auf Nahrung, das per se 
bedingungslos jedem Menschen zusteht. 
Verhängnisvoll ist auch die enge Be-
grenzung von Geldtransfers und sozialer 
Sicherheit auf die extrem Armen. Die Er-
fahrungen in Indien und anderen Ländern 
haben gezeigt, dass gerade die margi-
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nalisierten Bevölkerungsgruppen den ad-
ministrativen Anforderungen solcher Aus-
wahlverfahren am wenigsten gewachsen 
sind. Korruption und Klientelismus werden 
Tür und Tor geöffnet, während Träger von 
Menschenrechten zu Bittstellern degra-
diert werden.

Demokratische und menschenrecht-
liche Kontrolle notwendig

Das Grundproblem der meisten interna-
tionalen Krisenprogramme im Kontext 
der Hungerkrise besteht darin, dass sie 
weitgehend ohne Beteiligung der von 
Hunger betroffenen oder bedrohten 
Menschen entwickelt wurden. Nicht ein-
mal die Parlamente oder Regierungen 
der Entwicklungsländer wurden einbe-
zogen. Das Menschenrecht auf Nahrung 
wird in dem Rahmenaktionsprogramm 
der HLTF zwar erwähnt, die Rechtsan-
sprüche von Unterernährten und die 
damit einhergehenden völkerrechtlichen 
Verpflichtungen von Staaten und zwi-
schenstaatlichen Organisationen kom-
men in den konkreten Analysen aller-
dings nicht zum Tragen. Eine Reform der 
Global Governance muss die demokratische 
Mitbestimmung und menschenrechtliche 
Kontrolle deutlich stärken, damit interna-
tionale Programme tatsächlich zur effek-
tiven Hungerbekämpfung beitragen.  

Armin Paasch ist Handelsreferent von FIAN-Deutsch-

land. Andrea Brock hat sich im Rahmen eines Prak-

tikums bei FIAN-Deutschland mit internationalen 

Programmen gegen die Hungerkrise beschäftigt.

Hungerkrise weltweit – Hat die internationale
Staatengemeinschaft versagt?

2009 übersteigt die Anzahl der chronisch Unterernährten erstmals in der Mensch-
heitsgeschichte eine Milliarde Menschen. Hat die Staatengemeinschaft im Kampf 
gegen den Hunger versagt? Die neue Dokumentation von Andrea Brock und Armin 
Paasch zieht eine Zwischenbilanz der aktuellen internationalen Programme und 
Maßnahmen gegen die Hungerkrise aus der Perspektive des Menschenrechts auf 
Nahrung. Die Studie ist zu beziehen in der FIAN-Geschäftsstelle oder steht als 
kostenloser pdf-Download unter www.fian.de zur Verfügung. Erscheinungsdatum: 
Dezember 2009, Druckfassung: 4,50 Euro.
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nische Beratung anbietet. Dies führt oft zu 
widersprüchlichen Empfehlungen an die 
Länder, da jede Organisation die Tendenz 
hat, sich auf ihr eigenes Fachgebiet zu 
konzentrieren. Die Koordination zwischen 
diesen Organisationen muss dringend ver-
bessert werden und deren Bemühungen 
müssen einem übergeordneten Zweck die-
nen: der Bekämpfung des Hungers und 
der Unterernährung. Ebenso so wichtig ist 
es, die Legitimität und Verantwortlichkeit 
dieser politischen Empfehlungen durch 
die Schaffung enger Partnerschaften mit 
Regierungen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zu stärken.
Zur effektiven Hungerbekämpfung ist ei- 
ne bessere Steuerung der Welternäh-
rungspolitik dringend erforderlich. Eine 
zentrale Rolle muss dabei das Komitee für 
Welternährungssicherung (CFS) spielen. 
Das 1996 gegründete und seither weitge-
hend vernachlässigte Gremium muss von 
Grund auf reformiert und verstärkt wer-
den. Das CFS muss drei Kernfunktionen 
übernehmen: Koordinieren, Lernen und 
Überwachen. Daraus ergeben sich die 
fünf folgenden Betrachtungen.

Steuerung der Welternährungspolitik:
Herausforderung für die UNO
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Wir kennen die Ursachen des Hungers und der Unterernäh-
rung: höchst ungleiche Einkommensverteilung; unzurei-
chende soziale Sicherungssysteme; mangelnder Schutz für 
LandarbeiterInnen; Diskriminierung wegen Geschlechts-
zugehörigkeit oder aus ethischen und anderen Gründen; 
zunehmend dualistische Landwirtschaftssysteme, in denen 
KleinbäuerInnen Schwierigkeiten haben, von der Landwirt-
schaft zu leben; schlechte Verbindungen zu Absatzmärkten; 
hohe Inputkosten; ungleicher Zugang zu Ressourcen. 

Und die Liste der Ursachen ist noch länger: mangelnde Regulie-
rung der Nahrungsmittelkette; ungerechte internationale Han-
delssysteme; unkontrollierte Märkte, die keine lukrativen Preise 
gewährleisten; ungenügende oder fehlgeleitete Investitionen 
in Landwirtschaft sowie Spekulationen an Warenterminbörsen. 
Diese Ursachen verdeutlichen die mangelnde Anerkennung des 
Rechts auf Nahrung – und die Notwendigkeit geeigneter Mecha-
nismen, um das Recht auf Nahrung zu gewährleisten.
Bisher haben die Regierungen und die internationale Gemeinschaft 
es größtenteils versäumt, diese Ursachen des Hungers an der Wur-
zel zu packen. Ein Grund hierfür ist die Zersplitterung der globalen 
Gremien für Ernährungssicherungspolitik auf internationaler Ebe-
ne. Verschiedene UN-Organisationen (inkl. Internationale Arbeits-
organisation [ILO], Weltbank und Internationaler Währungsfonds 
[IWF]) bieten den Ländern Orientierungshilfen in einigen der oben 
erwähnten Bereiche, während die Welthandelsorganisation (WTO) 
bei multilateralen Verhandlungen über Handelsabkommen tech-

Olivier De Schutter

Eine Koordinationsplattform 

Das CFS muss eine Plattform bilden, über 
das alle relevanten UN-Organisationen, 
die mit Ernährungssicherung und dem 
Recht auf Nahrung zu tun haben – inkl. 
ILO, Weltbank, IWF und WTO –, ihre Ak-
tionen kanalisieren. Ziel muss es sein, 
die Konsistenz und Kohärenz ihrer poli-
tischen Empfehlungen zu verbessern. Die 
teilnehmenden Organisationen können 
auf diese Weise angehalten werden, bei 
der Ausübung ihrer Mandate den jewei-
ligen Auswirkungen auf das Recht auf 
Nahrung voll Rechnung zu tragen.
Zweitens sollten die Staaten hochrangig 
vertreten sein, vorzugsweise durch einen 
Delegierten, der einer interministeriellen 
Projektgruppe zur Beseitigung des Hun-
gers auf nationaler Ebene untersteht. 
Drittens würden die Legitimität des CFS 
und deren effektive Handlungsfähigkeit 
durch eine angemessene Vertretung der 
Zivilgesellschaft weiter gestärkt. Um ei-
ne vollwertige Vertretung verschiedener 
Bevölkerungsgruppen zu sichern, sollte 
sich das CSF zu einer dreiteiligen Struk-
tur entwickeln, bestehend aus Regie-
rungen, internationalen Organisationen 
und Zivilgesellschaft.

Ziele setzen und Richtlinien erarbeiten

Die Hauptaufgabe des CSF muss darin 
bestehen, die Verwirklichung zeitgebun-
dener Zielsetzungen zur Bekämpfung von 
Hunger und Unterernährung zu überwa-
chen. Das CSF sollte Leitlinien herausge-
ben, in denen festgehalten wird, was die 
internationale Gemeinschaft einerseits 
und die nationalen Regierungen ande- 
rerseits zu tun haben. Es sollte auch Be- 
reiche identifizieren, in denen eine in-
ternationale Zusammenarbeit erforder-
lich ist, um die nationalen Bemühungen 
zur Bekämpfung von Hunger und Un-
terernährung zu unterstützen. Die Leit-
linien des CSF sollten regelmäßig auf 
die Erfolge und Misserfolge nationaler 
und internationaler Politik hin überprüft 
werden. Auf diese Weise würde das CSF 
eine wesentliche kollektive Lernfunktion 
erfüllen.
Es ist wesentlich, dass diese Leitlinien 
alle Hindernisse und Kernbereiche zur 

Kleinbäuerliche Landwirtschaft wie hier in Uganda wird durch viele Ursachen zunehmend zerstört.



7FoodFirst 3/09

Verwirklichung des Menschenrechts auf 
Nahrung aufgreifen: Klimawandel, Be-
schäftigung und soziale Sicherheitsnet-
ze, Rechte der Landarbeiter, Bildung, 
Landpolitik, die Lieferkette für Nahrungs-
mittel, Handel und Nahrungsmittelhilfe. 
Missstände, die geschlechtsspezifisch 
sind oder besonders gefährdete Bevöl-
kerungsgruppen betreffen, sollten über-
greifend in Angriff genommen werden. 
Die freiwilligen Leitlinien der FAO von 
2004 zur progressiven Verwirklichung 
des Rechts auf angemessene Ernährung 
sollten möglichst in vollem Umfang als 
Ausgangspunkt für die Ausarbeitung der 
CSF-Leitlinien dienen. Diese Leitlinien 
sollten eine Orientierungshilfe sein, um 
praktische Ziele zu definieren, die inner-
halb bestimmter Zeitrahmen zu verwirk-
lichen sind. Auch sollten in Verbindung 
mit jedem der angestrebten Ziele Indi-
katoren festgelegt werden.

Überwachung der Umsetzung 
der Leitlinien

Die Leitlinien sollten durch konkrete 
Maßnahmen in vier Schritten über einen 
Zeitraum von vier Jahren in die Tat um-
gesetzt werden:
a)	 Annahme der Leitlinien durch das CSF 

aufgrund einer gemeinsamen Ein- 
schätzung und Bestimmung der Maß-
nahmen, die erforderlich sind, um 
Hunger und schwere Unterernährung 
zu bekämpfen;

b)	 Annahme von Zielsetzungen durch 
Regierungen und internationale Orga-
nisationen;

c)	 Berichterstattung von Regierungen 
und internationalen Organisationen 
an das CSF und Überprüfung der Fort- 
schritte hinsichtlich der Zielerrei-
chung. Dies führt dann zu Empfeh-
lungen an die betreffenden Staaten 
und Organisationen, inkl. Empfeh-
lungen zur Verbesserung der inter-
nationalen Unterstützung und Zusam-
menarbeit;

d)	 Überprüfung der CSF-Leitlinien auf-
grund einer Einschätzung der Hinder-

	 nisse, die die Staaten und interna- 
tionalen Organisationen bei der Ver-
wirklichung ihrer Ziele vorgefunden 
haben.

Das hochrangige Expertengremium 
für Ernährungssicherung

Dieses Gremium sollte als Hauptaufgabe 
haben, das CSF bei der Ausübung seiner 
Funktion zu unterstützen. Es sollte die 
wissenschaftlichen Fachkenntnisse zur 
Verfügung stellen, um die von den Staaten 
und internationalen Organisationen vor-
gelegten Berichte zu analysieren und um 
die Leitlinien regelmäßig weiter zu entwi-
ckeln. Da die CSF-Leitlinien nicht nur die 
landwirtschaftliche Produktion betreffen, 
sondern auch Bereiche wie Entwicklung, 
Gleichheit der Geschlechter oder Ernäh-
rung, sollte die Zusammensetzung dieses 
Gremiums mannigfaltig sein: Agrarwis-
senschaftlerInnen, Landwirtschafts- und 
EntwicklungsexpertInnen, Ernährungswis-
senschaftlerInnen und Menschenrechts-
expertInnen. In erster Linie sollte das Gre-
mium den Staaten und internationalen 
Organisationen helfen, die Empfehlungen 
des Weltagrarrats (IAASTD) in konkrete 
Maßnahmen umzusetzen. 

Die Rolle des Rechts 
auf angemessene Ernährung

Das Recht auf angemessene Ernährung 
sollte in diesem erneuerten CSF eine 
zentrale Rolle spielen. Erstens sollte bei 
der Festlegung der CSF-Leitlinien das 
höchste Ziel die umfassende Verwirk-
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lichung des Rechts auf Nahrung sein. 
Zweitens müssen Staaten zu regelmä-
ßigen Berichten über die Umsetzung der 
FAO-Leitlinien zum Recht auf Nahrung 
angehalten werden. Umgekehrt wird dies 
bei der Gestaltung des CSF und des Ex-
pertengremiums hilfreich sein: Das Büro 
des Hochkommissars für Menschenrechte 
sollte das CSF unterstützen und als ein 
Mitglied vertreten sein. Menschenrechts-
spezialistInnen sollten auch dem Exper-
tengremium angehören. Auch der UN-
Ausschuss für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte und der Sonder-
berichterstatter für das Recht auf Nah-
rung sollten in dem Expertengremium 
realisiert werden.
Wenn die neuen Initiativen der interna-
tionalen Gemeinschaft tatsächlich zur 
Verwirklichung des Rechts auf Nahrung 
beitragen sollen, können wir es uns nicht 
leisten, die aktuelle Gelegenheit zur Re-
form der Global Governance zu versäumen. 
Wenn keine entschiedenen Schritte be-
schlossen werden, wird die Zahl der Hun-
gernden weiter steigen. Wir können dies 
ändern, vorausgesetzt, wir treffen die 
richtigen Entscheidungen. Wenn wir ver-
sagen, werden wir eine Mitverantwortung 
für die Fortdauer einer inakzeptablen 
Situation tragen. 

Olivier de Schutter ist UN-Sonderberichterstatter 

für das Recht auf Nahrung.

Olivier de Schutter hatte den Vorsitz der 7. Konferenz Politik gegen Hunger im Dezember 2008. 

Foto: Georgie Scott

kucken
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Der im September erschienene Bericht der United Nations 
Conference on Trade and Development (Konferenz der Ver-
einten Nationen für Handel und Entwicklung, UNCTAD) 
zur Rolle von transnationalen Unternehmen (TNC) in der 
Landwirtschaft empfiehlt Ländern des Südens, eine sehr 
bewusste Entscheidung zu treffen, wie sie diese Unter- 
nehmen in ihre Strategie zur Ernährungssicherung einbe- 
ziehen. Auf der einen Seite sind Entwicklungsländer ab- 
hängig von TNCs, um Marktzugang im Norden zu erhal- 
ten. Auf der anderen Seite können Investitionen von TNCs 
zur Verdrängung von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern füh-
ren. 

Eine wesentliche Aussage des Berichts der UNCTAD ist, 
dass TNCs nicht zur Nahrungsmittelsicherheit in Entwicklungs-
ländern beitragen, da sie fast ausschließlich für den Export 
produzieren oder produzieren lassen. Dabei handelt es sich 
um Bananen, Baumwolle oder Schnittblumen und verstärkt 
auch um die Produktion von Agrartreibstoffen. Eine aktuelle 
Entwicklung sind die staatlich gesteuerten Investitionen aus 
Ländern wie den Golfstaaten und China zur Sicherstellung 
der einheimischen Versorgung. Bereits in den 1980er Jahren 
gab es solche Formen der Investitionen durch Länder wie Süd- 
korea. Laut UNCTAD scheiterten diese Investitionen damals, 
da die Landwirtschaft als ein besonders geschützter Wirt-
schaftszweig galt und das Know-How bei den Investoren fehlte. 
Als wesentlichen Unterschied macht der Bericht deshalb die 

veränderten politischen Rahmenbedin-
gungen für Investitionen aus: offene 
Märkte und Investitionsanreize haben die 
Position von TNCs deutlich verbessert.

Entwicklungsländer spielen mit 

Eine neue Entwicklung ist darüber hi-
naus, dass immer mehr TNCs in der 
Landwirtschaft ihren Heimatort in einem 
Entwicklungsland haben. So sind zwölf 
der 25 größten Unternehmen in der 
Landwirtschaft in einem Entwicklungs-
land beheimatet – allein sechs davon in 
Malaysia, weitere fünf in Asien und eines 
in Südafrika. Auch unter den 25 größten 
Handelsketten befinden sich jeweils ein 
Unternehmen aus China, Hongkong und 
Kuwait. Bei der Zulieferindustrie liegt 
die Macht weiter in den Händen von 
Unternehmen aus Europa und den USA. 
BASF und Bayer stehen hier ganz oben 
auf der Liste. Die zunehmende Konzen-
tration von Marktmacht in den Händen 
des Agrobusiness und der Supermärkte 
wird im Bericht zur Kenntnis genommen. 

Vorsicht geboten
World Investment Report der UNCTAD zu Landwirtschaft
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Wie diese Machtkonzentration aufgebro-
chen werden kann, bleibt jedoch offen. 
So wird zum Beispiel deutlich, dass von 
Supermärkten geforderte Qualitätsstan-
dards als Machtmittel eingesetzt werden. 
Die Empfehlung lautet jedoch, dass die 
Regierungen und die Entwicklungszu-
sammenarbeit KleinbäuerInnen dabei 
unterstützen sollen, diesen Standards 
gerecht zu werden. 

Zukunft Vertragsanbau?

Obwohl der Bericht den negativen Aus-
wirkungen von TNC-Aktivitäten und 
der Bedeutung der Regulierung durch 
den Staat – um Umwelt und Menschen 
zu schützen – viel Raum gibt, spiegelt 
sich in den Empfehlungen vor allem der 
Versuch, dem Engagement von TNCs in 
der Landwirtschaft etwas Positives ab-
zugewinnen. So setzen die Autoren des 
Berichts darauf, dass das verstärkte En-
gagement von TNCs im Vertragsanbau 
mit Kleinbäuerinnen und Kleinbauern zu 
einem Technologietransfer und höheren 
Einkommen für die Bauern führen kann. 
Voraussetzung sei, dass der Staat über 
Modellverträge und die Unterstützung 
von Genossenschaften die Verhand-
lungsmacht der Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern stärkt. Während die Emp-
fehlung an Entwicklungsländer ist, sich 
kritisch mit der Rolle von TNCs in der 
landwirtschaftlichen Produktion in ihren 
Ländern auseinander zu setzen, lautet 
die Empfehlung an die internationale Ge-
meinschaft, bei der Vergabe von Entwick-
lungsgeldern auf Strategien zu setzen, 
die TNCs einbeziehen. Dies entspricht 
dem aktuellen Vorgehen der Weltbank, 
die über die Vergabe von Krediten gezielt 
das internationale Agrobusiness fördert. 
Der UNCTAD-Bericht empfiehlt darüber 
hinaus, den Marktzugang für von TNCs 
in Entwicklungsländern produzierten 
Gütern zu erleichtern und internation-
ale Verhaltensregeln für großflächige 
Investitionen in die Landwirtschaft zu 
entwickeln, die unter anderem das Recht 
auf Nahrung betonen. 

Ute Hausmann ist Geschäftsführerin 

von FIAN-Deutschland.

Ute Hausmann

Bananen, Baumwolle oder Schnittblumen werden von Transnationalen Konzernen in 

Entwicklungsländern fast ausschließlich für den Export produziert. Foto: Jack Arrington



9FoodFirst 3/09

Im März 2009 war eine verdeckte und raffi-
nierte Aktion der Generaldirektion für Handel 
der EU-Kommission im Zusammenhang mit 
Abkommen über  Wirtschaftspartnerschaften 
(EPA) bekannt geworden. Die EU betrieb und 
finanzierte zu einem guten Teil schon seit Jah-
ren eine Public Privat Partnership eigener Art 
im südlichen Afrika, um den Verhandlungen 
mehr Druck zu verleihen. Informiert hatte da-
rüber die Corporate Europe Observatory, eine 
Nichtregierungsorganisation in Amsterdam. 
Sie stützte sich dabei auf Dokumente des 
Handelsdepartments der EU-Kommission, die 
nach dem europäischen Informationsgesetz 
öffentlich zugänglich sind.

Am 1. August 2005 erhielt Nick Charalambides 
eine Mail aus Brüssel. Absender war Ivano Case-
lla, Verhandlungsführer der Europäischen Union 
mit der SADC-Gruppe (Southern African Commu-
nity) um ein Wirtschaftspartnerschaftsabkom-
men (EPA). Charalambides war sein ehemaliger 
Mitarbeiter im EU-Direktorat Handel, 2005 lebte 
und arbeitete er als freier Berater in Botswana. 
Casella bat ihn, Kontakte mit Wirtschaftsgrup-
pen und Farmerverbänden der Region aufzu-
nehmen und in Fragen betreffs EPA an einen 
Tisch zu bringen: „Es geht um Lobby-Arbeit“. 
Je zielgerichteter und geschlossener die Unter-
nehmerschaft gegenüber ihren Regierungen zu-
gunsten von EPAs nach EU-Vorstellungen auftre-
te, umso größer dürfte der Druck auf Politiker 
und Regierungsbehörden sein, auf sie einzu-
gehen. „They have to learn it. Es hat bei Merco- 
sur (südamerikanische Gemeinschaft) geklappt, 
es gibt keinen Grund, warum es hier nicht funk-
tionieren sollte.“

Charalambides machte sich an die Arbeit. Um si-
cherzugehen, entwarf Casella ein Arbeitspapier. 
Darin wurden die Strukturen und Kernaufgaben 
eines zukünftigen Forums formuliert. In der Be-
gründung für ein gemeinsames Vorgehen hob 
Casella hervor, ein regionales Business Forum 
habe die einzigartige Chance, auf die Gestaltung 
der EU-SADC-Verhandlungen nachhaltig Einfluss 
zu nehmen, da ein solches Forum den „Regie-
rungen gegenüber mit einer Stimme sprechen“ 
könne.

Charalambides hat gute Arbeit geleistet. Die Wirt-
schaftsverbände ließen sich vor den europä-
ischen Karren spannen. Das bekam etwa Wallie 
Roux zu spüren. Roux war Wirtschaftsberater des 
namibischen Fleischkonzerns Meatco. In einem 

Eine konzertierte Aktion
Wie die EU Verhandlungen mehr Druck verleiht

Hein Möllers

öffentlichen Vortrag Anfang 2007 äußerte er 
sich kritisch zu den EPAs und warnte ausdrück-
lich vor einem Abschluss in der vorliegenden 
Form. Er wurde umgehend vor die Tür gesetzt. 
Damals wurde sofort der Verdacht geäußert, die 
Entlassung sei auf Veranlassung der EU erfolgt. 
Die EU-Vertreterin in Namibia wies diesen Vor-
wurf zurück, wahrscheinlich zu Recht, denn eine 
unmittelbare Intervention war wohl nicht mehr 
vonnöten.

Als die namibische Regierung sich Ende No-
vember 2007 – wenige Wochen vor dem vorge-
sehenen Abschluss der EPA – weigerte, ein EPA 
oder auch nur ein Interimsabkommen unter 
den von der EU vorgelegten Bedingungen zu 
unterschreiben, machten die namibischen Wirt-
schafts- und Farmerverbände Druck. Nur mit 
Mühe konnte die Regierung sich dieser Erpres-
sung erwehren. Sie unterzeichnete in letzter 
Minute ein Interimsabkommen, in dem sie ihre 
Vorbehalte in einem Anhang zu Protokoll gab: 
Damit dürfe jedoch ein endgültiges Abkommen 
nicht präjudiziert werden.

Die EU-Kommission reagierte auf die Bekannt-
machung ihrer „konzertierten Aktion“. Im Janu-
ar 2009 erließ die Generaldirektion Handel neue 
Richtlinien für den Umgang mit der Regulation 
1049. Die Brüsseler Online-Zeitung euobserver 
berichtete darüber in ihrer Ausgabe vom 9. April. 
Das Vademecum on Access to Documents mahnt 
die Beamten dringlich, sehr sorgfältig Protokol-
le und E-Mails zu verfassen und in Einzelheiten 
Zurückhaltung zu üben. Bei der Formulierung sei 
stets daran zu denken, dass diese Schriftstücke 
öffentlich einsehbar würden. Notfalls seien zwei 
Versionen zu verfassen: Eine „rein faktische“ 
oder neutrale für die Öffentlichkeit und eine 
„persönlich/subjektive“, die im Schrank bleibt 
und für den internen Gebrauch gedacht ist. Zu-
rückhaltung sei vor allem geboten, heißt es im 
Vademecum, „bei Protokollen von Treffen oder 
E-Mails mit Dritten (z.B. Industrie), die vorzugs-
weise – vor allem von NRO – nachgefragt wer-
den.“

Hein Möllers, Ethnologe, ist Geschäftsführer und verantwort-

licher Redakteur der Zeitschrift afrika süd.
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Auch die Bundesregierung steht einer stärkeren Kontrolle der Unterneh-
men skeptisch gegenüber, weil sie fürchtet, dass dies zu Wettbewerbsnach-
teilen von deutschen Unternehmen führen könnte. Statt dessen setzt sie 
auf freiwillige Maßnahmen, wie den Global Compact und die OECD-Leitsät-
ze. Dass diese nicht ausreichend sind, hat in letzter Zeit der Kimberley-
Prozess gezeigt. Hier haben sich Staaten und Unternehmen verpflichtet, 
den Handel mit Blutdiamanten zu stoppen. Trotzdem werden bis heute 
Diamanten aus der von Rebellen kontrollierten Elfenbeinküste über Nach-
barstaaten als Kimberley-zertifiziert verkauft. Auch Diamanten aus Sim-
babwe dürfen weiterhin legal gehandelt werden, obwohl das simbabwische 
Militär im letzten Jahr ein Massaker an mindestens hundert Diamanten-
schürfern verübt hat, um die Kontrolle über die Minen zu erhalten. 

Dies zeigt: freiwillige Regeln sind nicht ausreichend. Notwendig sind 
verbindliche Regeln für Unternehmen und die Möglichkeit, gegen Unter-
nehmen zu klagen. Nichtregierungsorganisationen fordern deswegen, 
dass auch deutsche Unternehmen für ihre Handlungen im Ausland in 
Deutschland verklagt werden können.

Katharina Spieß ist Referentin für Wirtschaft und Menschenrechte bei Amnesty International.

T H E M A

Auch heute, 25 Jahre nach der größten Chemiekatastrophe im indischen 
Bhopal, werden transnationale Unternehmen nur unzureichend kontrol-
liert. Obwohl sich die transnationale Aktivität der Unternehmen in den 
letzten Jahrzehnten vervielfacht hat, sind die Staaten zurückhaltend in 
der Regulierung der extraterritorialen Aktivität ihrer Unternehmen. 

In der Nacht zum 3. Dezember 1984 explodierte im indischen Bhopal in 
einer Pestizidfirma der amerikanischen Firma Union Carbide Bhopal ein 
Ventil. Tausende Tonnen giftiger Gase entwichen. Die Katastrophe hat-
te verheerende Folgen: unmittelbar nach dem Unglück starben 7.000 bis 
10.000 Menschen. Auch heute sterben Menschen an den Spätfolgen der 
Katastrophe, mehr als 100.000 Menschen leiden an Gesundheitsproblemen, 
haben aber keinen Zugang zur notwendigen medizinischen Versorgung. 

Zum Zeitpunkt des Unglücks waren wichtige Sicherheitsvorrichtungen 
defekt. Ein Notfallplan existierte nicht. Und nach dem Flächennutzungs-
plan hätte auf dem Gelände keine Pestizidfirma gebaut werden dürfen, 
denn es handelte sich um ein dichtbesiedeltes Gebiet. Die Verantwortlichen 
sind bis heute nicht zur Rechenschaft gezogen worden, die Opfer sind nur 
unzureichend entschädigt und das Gelände nicht dekontaminiert worden, 
so dass das umliegende Grundwasser verseucht ist. Die Folge: die Über-
lebenden der Katastrophe leiden bis heute unter den Spätfolgen und sind 
in einem Teufelskreis von Krankheit und Armut gefangen. 

Auch wenn die Katastrophe von Bhopal in ihrem Ausmaß einzigartig war, 
so zeigt sie doch, welche verheerenden Auswirkungen die Tätigkeit von 
Unternehmen haben können. Sie zeigt, dass transnationale Unternehmen 
sich durch Auflösung von Tochtergesellschaften oder Verkauf von Unter-
nehmensteilen der Verantwortung für Eingriffe in die Menschenrechte 
entziehen können. Gerade in Staaten, die nicht willens oder nicht in der 
Lage sind, Unternehmen so zu kontrollieren, kann die unternehmerische 
Tätigkeit in die Menschenrechte der Bevölkerung eingreifen. 

Die Frage, wie Unternehmen reguliert werden müssen, damit sie nicht in 
die Menschenrechte eingreifen, und in welchem Umfang Unternehmen 
selbst eine Verantwortung für die Menschenrechte tragen, ist Gegenstand 
einer kontrovers geführten Debatte. Allgemein anerkannt ist, dass Staaten 
eine menschenrechtliche Schutzpflicht haben: sie müssen den Einzelnen 
vor Eingriffen in seine Menschenrechte schützen. Was passiert aber, wenn 
ein Staat nicht willens oder nicht in der Lage ist, dieser Schutzpflicht nach-
zukommen? In dieser Situation kommt zum einen dem transnationalen 
Unternehmen selbst eine besondere Verantwortung zu. Dies hat auch der 
UN-Sondergesandte zu Wirtschaft und Menschenrechte, John Ruggie, 
unterstrichen. Zum anderen muss der Staat, in dem ein transnationales 
Unternehmen seinen Hauptsitz hat, sicherstellen, dass das Unternehmen 
auch im Ausland Menschenrechte achtet und dass Unternehmen zur Ver-
antwortung gezogen werden können. 

Heute gibt es eine Vielzahl von freiwilligen Initiativen, wie den Global Compact 
oder den Kimberley Prozess, der beispielsweise sicherstellen soll, dass keine 
Konfliktdiamanten verkauft werden können und in dem sich Unternehmen 
verpflichten, Menschenrechte zu achten. Aber Staaten stehen einer extra- 
territorialen Verantwortung bezüglich Unternehmen zurückhaltend gegen-
über. Nur in wenigen Staaten, zum Beispiel den USA, ist es möglich, Unter-
nehmen für im Ausland begangene Handlungen zu verklagen. 

Katharina Spieß

Methylisocyanat (MIC)-Fabrik des US-Chemiekonzerns 

Union Carbide Corporation Foto: Luca Frediani, Quelle: it.wikipedia

Freiwillige Regeln nicht ausreichend
Menschenrechtliche Kontrolle deutscher Unternehmen im Ausland notwendig? 
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CDU und FDP möchten sich in der nächsten Legislatur „unter 
dem Gesichtspunkt der Ernährungssouveränität“ für ein nach-
haltiges internationales Engagement zur Stärkung der Land-
wirtschaft und der ländlichen Räume in Entwicklungsländern 
einsetzen. Sollte die Bundesregierung damit das Recht aller 
Menschen meinen, ihre Landwirtschafts- und Ernährungspoli-
tik selbst zu definieren, so spiegelt sich dies zumindest nicht 
im Koalitionsvertrag wider.

Die neue Bundesregierung setzt bei der Hungerbekämpfung auf 
Kontinuität: „Die bisherigen Zusagen Deutschlands für die Bewah-
rung der biologischen Vielfalt und die Bekämpfung von Klima- 
wandel und Hunger sollen konsequent umgesetzt und auch künf-
tig bedarfsgerecht gestaltet werden.“ Die ländliche Entwicklung 
soll zudem einer der Schlüsselsektoren in der Entwicklungszu-
sammenarbeit werden. Eine interessante Aufgabe also für den 
FDP-Generalsekretär und nun Entwicklungsminister, Dirk Niebel, 
dessen Partei die Abschaffung des Ministeriums forderte und der 
keine nennenswerte internationale Erfahrung vorweisen kann. 

Weitere Marktöffnung

Es ist kaum zu erwarten, dass Niebel sich für eine Kohärenz der 
verschiedenen politischen Ressorts mit dem Ziel der Hungerbe-
kämpfung, der Ernährungssouveränität oder gar des Menschen-
rechts auf Nahrung stark machen wird. Falls er dies überraschend 

Falschverstandene Ernährungssouveränität
Hungerbekämpfung im Koalitionsvertrag

Ute Hausmann

T H E M A

doch in Angriff nimmt, müsste er Sturm 
laufen gegen eine Reihe von politischen 
Leitkonzepten der neuen Koalition. So sol- 
len Exportsubventionen auf landwirt-
schaftliche Produkte nur „im internationa-
len Vergleich“ abgebaut werden und nicht 
ganz abgeschafft werden, wie die FDP im 
Wahlkampf verkündete. Zugleich soll die 
Absatzförderung deutscher Agrarprodukte 
auf internationalen Märkten ausgebaut 
werden. In der internationalen Handels-
politik will die Bundesregierung jede Art 
von Protektionismus bekämpfen und sich 
nachhaltig für weitere Marktöffnungen 
einsetzen. Dies ist eine Politik, die dem 
Anliegen der Ernährungssouveränität in 
ihrem Grundsatz widerspricht und die 
Handlungsspielräume von Staaten be-
schneidet, ihre menschenrechtlichen 
Schutzpflichten erfüllen zu können. 

Deutsche Wirtschaftsinteressen 
im Zentrum

Die Entwicklungspolitik wird in der kom-
menden Legislatur zunehmend den Inter- 

essen der deutschen Wirtschaft unter-
geordnet, die laut Koalitionsvertrag in 
entwicklungspolitischen Entscheidungen 
„angemessen berücksichtigt“ werden 
müssen. Die Vergabe von Exportkrediten, 
Investitionsgarantien und ungebundenen 
Finanzkrediten wird zudem beschleunigt 
und „vorrangig an der Sicherung des 
Standortes Deutschland und der Förde-
rung von Wirtschaft und Beschäftigung 
im Inland ausgerichtet“. Damit steigt das 
Risiko, dass Großprojekte unter Beteili-
gung deutscher Unternehmen im Ausland 
zu Landvertreibung und Menschenrechts-
verletzungen führen. Das Problem der 
großflächigen Landnahme (landgrabbing) 
in Entwicklungsländern wird im Koalitions-
vertrag nicht erwähnt. Im Wahlkampf hat-
te die FDP sich vor allem für die Stärkung 
von Eigentumsrechten an Land stark ge-
macht und im selben Atemzug gefordert, 
dass die deutsche Außenpolitik entschlos-
sen gegen die Verletzung von Eigentums-
rechten vorgehen soll. Es ist also damit 
zu rechen, dass die Unterstützung um-
verteilender Agrarreformen unter einem 
FDP-regierten Minister endgültig zu Grabe 
getragen wird. 

Weniger Geld für die FAO?

Ein bekanntes Gesicht am Kabinettstisch 
wird Landwirtschaftsministerin Aigner 
sein. Vom Engagement ihres Ministeriums 
wird abhängen, ob die UN-Organisation 
für Landwirtschaft und Ernährung (FAO) 
in der internationalen Ernährungsarchi-
tektur eine zentrale Rolle spielen kann 
und ob das Menschenrecht auf Nahrung 
zum zentralen Bezugspunkt der Antwort 
auf die Ernährungskrise wird. Die neue 
Bundesregierung möchte die multilaterale 
zugunsten der bilateralen Entwicklungszu-
sammenarbeit zurückfahren. Davon dürfte 
auch die FAO betroffen sein. Aus der Rhe-
torik ist das Menschenrecht auf Nahrung 
in der deutschen Politik fast nicht mehr 
wegzudenken, ein aktiver Einsatz für 
dieses Recht wird von FIAN und anderen in 
den kommenden vier Jahren wohl offen-
siv eingefordert werden müssen. 

Ute Hausmann ist Geschäftsführerin von 

FIAN-Deutschland.

Exportsubventionen auf landwirtschaftliche Produkte wie beispielsweise Rindfleisch sollen nun lediglich 

„im internationalen Vergleich“ abgebaut werden. Foto: Samuel Rosa
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Theresa Schulz

Die Tatsache, dass die bereits heute zu beobachtenden Klima-
änderungen auf menschliches Handeln zurückzuführen sind, 
gehört spätestens seit dem internationalen Erfolg von Al Gores 
Filmdebüt Eine unbequeme Wahrheit (2006) zum politischen 
common sense. Bislang konzentrierte sich die öffentliche 
Diskussion um den Klimawandel hauptsächlich auf natur- 
und wirtschaftswissenschaftliche Ansätze, menschenrecht-
liche Aspekte blieben dagegen außen vor. Aufgrund des zu-
nehmenden Sichtbarwerdens der menschlichen Kosten des 
Klimawandels gewinnt das Einbringen menschenrechtlicher 
Kriterien in die nationale und internationale Klimapolitik 
zunehmend an Relevanz. 

Verstärkung bestehender Probleme

Für das 21. Jahrhundert wird von den Klimawissenschaftlern 
(IPCC 2007) eine Erhöhung der globalen Lufttemperatur von 1,8 
bis 4°C relativ zum vorindustriellen Niveau vorhergesagt. Damit 
einhergehend werden für den gleichen Zeitraum ein Anstieg des 
Meeresspiegels um bis zu einem Meter, die Zunahme und Inten-
sität von Extremwetterereignissen (Dürren, Überschwemmungen, 
Wirbelstürme), eine steigende Varianz von Niederschlägen sowie 
insgesamt größere Schwankungen in den Wettermustern prognos-
tiziert. Diese Klimaänderungen haben unmittelbare Auswirkungen 
auf die Wahrnehmung des Rechts auf Nahrung vieler Menschen.
Die reduzierten Niederschläge und die Temperaturerhöhungen 
werden gerade in Ländern mit einer überwiegend regenbewäs-
serten Landwirtschaft die Anbauzeiträume weiter verkürzen und in 
einigen Regionen die Landwirtschaft nahezu unmöglich machen. 
Die Häufung von Dürren, Unwettern und Wirbelstürmen wird dar-

Das Recht auf Nahrung und
die globale Herausforderung des Klimawandels

I N T E R N A T I O N A L

über hinaus die Versorgungsengpässe mit 
Grundnahrungsmitteln auf vielen regio- 
nalen Märkten Afrikas, Asiens und Latein-
amerikas weiter verstärken. Des Weiteren 
bringt der Anstieg des Meeresspiegels für 
viele kleine Inseln und tiefer liegende 
Küstenregionen ein erhöhtes Risiko von 
Überschwemmungen mit sich. Durch das 
Eindringen von Salzwasser werden Acker-
böden unfruchtbar und Trinkwasserquel-
len unnutzbar. Die erhöhten Temperaturen 
verursachen zudem ein Abschmelzen der 
Gletscher, die für viele Menschen eine un-
verzichtbare Trinkwasserquelle darstellen. 

Berstärkung bestehender 
Verwundbarkeiten

In regionaler Hinsicht sind es vor allem die 
Arktis, Afrika, kleine Inseln sowie die asia-
tischen Großdeltas, die am stärksten vom 
Klimawandel betroffenen sind. Neben der 
unterschiedlichen Intensität der regiona-
len Klimaänderungen ist die individuelle 
Verwundbarkeit der Menschen gegenüber 
dem Klimawandel zudem von den physi-
schen, sozialen, ökonomischen und techno-
logischen Ressourcen abhängig, über die 
die Menschen in den besonders betrof- 
fenen Regionen verfügen, um sich an die 

Die Temperaturerhöhung verursacht ein Abschmelzen der Gletscher, die für viele Menschen eine unverzichtbare 

Trinkwasserquelle sind.

Die Auswirkungen des Klima-
wandels haben Einfluss auf die 
Menschenrechtsarbeit von FIAN

Seit Juli 2009 gibt es einen ehren-
amtlichen Arbeitskreis zum Thema 
Klimawandel und Menschenrechte, 
der für alle Mitglieder offen ist. Inte-
ressierte melden sich bitte bei Wolf-
gang Sterk, wolfgang.sterk@web.de .

veränderten Bedingungen anzupassen. 
Folglich sind es vor allem marginalisierte 
Bevölkerungsgruppen, die gegenwärtig 
bereits unter Hunger und Armut leiden – 
Frauen, Kleinbauern, landlose Tagelöhner 
und Nomaden –, die besonders verwundbar 
gegenüber den Klimaänderungen sind. 

Menschenrechtliche Staatenpflichten 
für die Klimapolitik

Aufgrund des Wissens der Staaten über 
die menschlichen Ursachen und die nach-
weislich negativen Auswirkungen des Kli-
mawandels auf den weltweiten Menschen-
rechtsschutz sind die Staaten menschen-
rechtlich verpflichtet, einzeln sowie durch 
internationale Hilfe und Zusammenarbeit 
unter Ausschöpfung all ihrer Möglich-
keiten wirksame Maßnahmen zur Emis-
sionsminderung sowie zur Anpassung der 
verwundbaren Menschen an den Klima-
wandel zu ergreifen. Die Industriestaaten 
müssen aufgrund der ihnen zur Verfügung 
stehenden Ressourcen bei der Reduktion 
ihrer Treibhausgasemissionen voranschrei-
ten, so dass ärmere Länder für ihre eigene 
wirtschaftliche Entwicklung zusätzliche 
Emissionen freisetzen können. Gleichzeitig 
sind die Industriestaaten menschenrecht-
lich aufgefordert, ausreichend finanzielle 
und technische Unterstützung bereit-
zustellen, um die Rechte der besonders 
verwundbaren Menschen vor den unver-
meidbaren Klimaänderungen zu schützen. 
Schließlich definieren die Menschenrechte 
verbindliche Kriterien, die von den ergrif-
fenen Klimaschutzmaßnahmen eingehal-
ten werden müssen. 

Theresa Schulz ist Mitglied im AK-Klima und Mitauto-

rin des FIAN-Dossiers Menschenrechte im Klimawan-

del (siehe Seite 23).
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Sebastian Rötters
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Die Renaissance der Kohle 
Deutschlands Energiepolitik ignoriert Klimaschutz und Menschenrechte
zugunsten der Versorgungssicherheit

soll. Verabschiedet wurde er, nicht weil 
das Unternehmen sich geläutert hätte, 
sondern in erster Linie aufgrund langer 
und starker lokaler, nationaler und in-
ternationaler Proteste. Cerrejón weigert 
sich bis heute, das begangene Unrecht 
anzuerkennen. 

Ob und wie dieser Plan umgesetzt wird, 
muss genau beobachtet werden. Unter- 
dessen fristen weitere Gemeinden im Um- 
feld der Mine ein trauriges Dasein. Wäh- 
rend täglich Kohle im Wert von vielen 
Millionen Euro per Zug gen Überseehafen 
rollt, bleiben die Menschen im Abbauge-
biet mit Lärm und Luftverschmutzung 
zurück. Atemwegserkrankungen sind 
eine häufige Folge des aufgewirbelten 
Kohlenstaubs. Die Verwirklichung der 
Umsiedlungspläne für die anderen be-
troffenen Gemeinden geht nur schlep-
pend voran. Besondere Anstrengungen 
um faire Lösungen sind seitens des Un-
ternehmens nicht zu erkennen. 

Ein solch rücksichtsloses Vorgehen ist 
kein Einzelfall im Geschäft mit Kohle und 
anderen Rohstoffen. Meist wird gar nicht, 
völlig unzureichend oder viel zu spät 
verhandelt, umgesiedelt und entschä- 

Die Mine La Jagua in Nord-Kolumbien. Kolumbien gehört zu den Hautexport- 

ländern für Steinkohle. Foto: Stephan Suhner

Nach dem Willen der Energiekonzerne in Deutschland sollen in 
den nächsten Jahren zahlreiche neue Steinkohle-Kraftwerke 
gebaut werden. Inmitten der Klimadebatte erlebt der fossile 
Energieträger eine nicht für möglich gehaltene Renaissance. 
Versorgungssicherheit wird jedoch nicht über heimische Koh-
le, sondern über Importe hergestellt – zum Beispiel aus Ko-
lumbien.

Bis zu 25 neue Kohlekraftwerke sollten in den nächsten Jahren 
errichtet werden. Aufgrund massiver Widerstände seitens der 
lokalen Bevölkerung wurden einige Neubaupläne schon aufge-
geben. Trotzdem gehen die Planungen für die verbliebenen 20 
Kraftwerke weiter. Einige befinden sich sogar schon im Bau. 
Dank enormer Kohlereserven und günstiger Preise im Vergleich 
zu Gas und Öl gelten sie als wirtschaftlich. Politisch wird vor 
allem eine Verbesserung der Energie-Versorgungssicherheit 
angestrebt. Öl wird vorwiegend aus einer Reihe politisch in-
stabiler Länder und Regionen bezogen, wie dem Nahen Osten, 
Venezuela und Nigeria. Beim Gas sieht es nicht viel besser aus. 
Die EU als größter Gasimporteur der Welt bezieht über 80 Pro-
zent ihres Bedarfs aus nur drei Ländern: Russland, Norwegen 
und Algerien. Dies hat die Sorge geweckt, dass eine starke 
Gasabhängigkeit die europäische und damit auch die deutsche 
Versorgungssicherheit gefährden könnte.

Demgegenüber gilt die Versorgung mit Kohle als sicher – 
obwohl Deutschland auch bei der Kohle mittlerweile gut zwei 
Drittel importiert, Tendenz steigend. Jedoch stammt die Kohle 
aus allen Teilen der Welt. Hauptexportländer sind Russland, 
Südafrika, Kolumbien und Kanada. Die geographische und po-
litische Heterogenität dieser Länder schützt vor Risiken und 
Abhängigkeit. Die heimischen Kohlevorräte bieten zusätzliche 
Sicherheit. Die CO2-Schleuder Steinkohle ist durch die Hintertür 
wieder hoffähig geworden. Aus umweltpolitischer Sicht gleicht 
die Kohle-Strategie im Vorfeld des Kopenhagener Klimagipfels 
einem Holzweg in die Steinzeit. Aber auch aus menschenrecht-
licher Perspektive werfen der geplante Ausbau des Steinkoh-
le-Kraftwerkparks und die Erhöhung der Importe Fragen auf. 
Denn es sind die Bewohnerinnen und Bewohner der Abbau-
gebiete, die den Preis für unsere billige Energie zahlen.

Kohle für die Welt, Elend für die Anwohner

Im Nordosten Kolumbiens, im Departement Guajira, fördert das 
Unternehmen Cerrejón seit 1986 Steinkohle im größten Tage- 
bau der Welt. Cerrejón war bei seiner Gründung 1975 ein Ge- 
meinschaftsunternehmen der staatlichen Bergbaugesellschaft 
Carbocol und des ExxonMobil-Tochterunternehmens Intercor. 
Im Jahr 2000 wurde im Zuge eines Strukturanpassungspro- 
gramms des Internationalen Währungsfonds (IWF) der staat- 
liche Anteil des Unternehmens privatisiert. Die neuen Anteils- 
eigner BHP Billiton (Australien), Anglo American (Großbritan- 
nien) und Glencore (Schweiz) übernahmen 2002 auch den Anteil 
von Intercor. 2006 wiederum übernahm das Schweizer Unter-
nehmen Xstrata den Anteil der Firma Glencore. Bereits während 

der Bauphase einer Bahnlinie für den 
Kohle-Transport und eines Verladehafens 
wurden 1981-86 mehrere Gemeinden der 
Wayuu-Indigenas vertrieben und ihr Ter-
ritorium wurde von den Gleisen der Bahn 
durchtrennt. 

Der folgenschwerste Zwischenfall ereig-
nete sich jedoch genau in der Zeit, in 
der die Eigentümer der Mine wechselten. 
Im April 2001 wurde der Ort Tabaco von 
Polizei und privaten Sicherheitskräften 
der Minenbetreiber zerstört und seine 
BewohnerInnen vertrieben, weil er der 
Erweiterung der Mine im Weg stand. Er-
satzland und -unterkünfte wurden den 
Menschen nicht zur Verfügung gestellt. 
Für die BewohnerInnen begann damit ein 
jahrelanges Ringen um Anerkennung des 
begangenen Unrechts und um Entschä-
digungen. Selbst ein Urteil des Obersten 
Gerichtshofs Kolumbiens zugunsten der 
Vertriebenen blieb folgenlos, da das Un-
ternehmen Cerrejón der Aufforderung zur 
Wiedergutmachung nicht nachkam. Erst 
nach mehr als sieben Jahren wurde eine 
Einigung zwischen VertreterInnen der 
Vertriebenen und dem Unternehmen er-
zielt und ein Umsiedlungsplan beschlos-
sen, der diesem Unrecht ein Ende setzen 
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digt. Häufig müssen die Betroffenen ihr Recht gegen korrupte Gerichte 
und multinationale Konzerne erstreiten – ein oftmals aussichtsloses Un- 
terfangen. Dass die Probleme nicht bereits im Vorfeld gelöst werden, 
liegt vor allem daran, dass sowohl nationale Bergbaugesetze als auch 
internationale Verträge und Richtlinien den menschenrechtlichen An-
forderungen nicht genügen. Staaten wie Kolumbien haben – ebenso wie 
die Bergbaukonzerne – kein Interesse an verschärften Regeln. Für sie 
sind Investitionen und Profit wichtiger als die Menschen. Dies zeigt sich 
auch in der Region Catatumbo, einer der am stärksten vom Bürgerkrieg 
betroffenen Regionen Kolumbiens.

„Blutkohle“ für deutsche Kraftwerke?

Mit dem Wissen um riesige Kohle- und Ölvorkommen unter dem um-
kämpften Boden in der Region Catatumbo ließen paramilitärische Ver-
bände in Zusammenarbeit mit den kolumbianischen Sicherheitskräften 
nichts unversucht, um möglichst viele Menschen zu vertreiben. Tausende 
Menschen wurden seit Mitte der 1990er Jahre getötet oder vertrieben. 
Wahrscheinlich wird das Geschäft mit der Kohle in wenigen Jahren begin-
nen, ohne dass diese Verbrechen jemals aufgearbeitet wurden. Der große 
zeitliche Abstand zwischen den Menschenrechtsverletzungen und der wirt-
schaftlichen Erschließung erleichtert dabei das Ignorieren der Verbrechen. 
Von einer freien, informierten, vorherigen Zustimmung (free prior infor-
med consent) der betroffenen Gemeinden vor Aufnahme der Bergbautätig-
keiten, wie sie FIAN und andere Menschenrechtsorganisationen seit Jahren 
fordern, sind die Menschen dort Lichtjahre entfernt. 

Doch auch diese „Blutkohle“ wird ihren Weg nach Deutschland finden. 
Wie steht es um die deutsche Verantwortung angesichts des Imports 
kolumbianischer Kohle? Bis heute stört es die Kraftwerksbetreiber wenig, 

I N T E R N A T I O N A l

was im Abbaugebiet vor sich geht – wohl auch, weil das Geschäft mit der 
Kohle wenig transparent ist. Zwar veröffentlicht das Statistische Bundes-
amt monatlich Zahlen, aus welchen Ländern die Bundesrepublik wie viel 
Kohle bezieht. Wer jedoch wissen möchte, aus welcher Mine wie viel Kohle 
in ein bestimmtes Kraftwerk wandert, steht vor einer nahezu unlösbaren 
Aufgabe. Dies erleichtert es Politik und Wirtschaft, die Abbaubedingungen 
zu ignorieren. Mehr Transparenz und wirkungsvolle Menschenrechtsstan-
dards sind dringend notwendig, um das Geschäft mit Kohle und anderen 
Rohstoffen sauberer und fair zu gestalten. In Zeiten, in denen aufmerk-
same KonsumentInnen jedes Hühnerei fast bis zur Henne zurückverfolgen 
können, ist es nicht zu rechtfertigen, dass bei der Steinkohle eine sol-
che Transparenz fehlt. Es ist Aufgabe der Politik, hierfür die notwendigen 
Rahmenbedingungen zu schaffen.

Sebastian Rötters ist Bergbau-Referent bei FIAN-Deutschland.

Die Abraumhalden der Cerrejon-Mine im Nordosten Kolumbiens drohen

die Ortschaften zu verschlucken. Foto: Stephan Suhner
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Roman Herre

Investoren bedienen, Agrarreformen ignorieren
Ausverkauf von Land auf den Philippinen

I nternati        o nal   15

Afrika ist die Hauptzielregion großflä-
chiger Investitionen in Land. Aber auch 
in Asien gibt es einige Länder, in denen 
große Landflächen an ausländische In-
vestoren veräußert werden. Auch hier 
zeigt sich das gleiche Muster: Korruption 
und schwache demokratische Strukturen 
ziehen die Investoren magisch an. Wür-
de es einen öffentlichen Dialog um die 
Vergabe von Ackerflächen geben, wür-
den die Investoren keine solch großen 
Flächen zugeteilt bekommen. Und das 
wissen sie auch.

Neben Kambodscha sind die Philippinen 
eines der asiatischen Hauptzielländer 
von Investoren. Hier kontrollieren bis 
heute wenige Familienklans große Teile 
des Landes. Die Landkonzentration ist 
ein zentraler Grund für Armut und Hun-
ger im ländlichen Raum. Seit 21 Jahren 
kämpfen KleinbäuerInnen und Landlose 
im Rahmen der nationalen Agrarreform 
für ein eigenes Stück Land. Kleine Er-
folge wurden schmerzvoll erkämpft (Vgl. 
FIAN 2006: Running Amok. Landlord Law-
lessness and Impunity in the Philippines). 
Bis heute warten rund 700.000 Klein-
bäuerInnen auf die Zuteilung von Land. 
Noch immer sind über 1,1 Millionen Hek-
tar nicht verteilt.

Nun jedoch macht die Regierung Arro-
yo, was bis dato nicht möglich zu sein 
schien: sie verteilt Land in großem Stil. 
Nur nicht an jene, denen es laut Agrar-
reform zusteht. Der philippinische Klein-
bauernsprecher Danilo Ramos bringt es 
auf den Punkt: „Die Regierung ist schnell 
bei der Zuteilung von 600.000 Hektar 
Land an Ausländer, während die philippi- 
nischen Bauern und Bäuerinnen seit Jahr-
zehnten dafür kämpfen, dass sie Land 
zugeteilt bekommen“.

Philippinen ‚Hot Spot’ der 
neuen Landnahme

Tatsächlich sind die Philippinen ein 
wichtiges Zielland der Investoren. 2007 
wollte sich China 1,24 Millionen Hektar 
Land sichern. Als der Deal an die Öf-
fentlichkeit gelangte, wurden die Ver-
handlungen wegen massiver Proteste 
der Bevölkerung auf Eis gelegt. 2008 hat 

sich Bahrain 10.000 Hektar und Süd-
korea knapp 100.000 Hektar Land zum 
Reisanbau für die eigene Bevölkerung 
gesichert. Die japanische Pacific Bio-
Fields hat jüngst 400.000 Hektar Land 
für Kokosnuss-Plantagen für 50 Jahre 
von der Regierung zugeteilt bekommen. 
Aus der Kokosnuss sollen Agrartreib-
stoffe für den japanischen Markt produ-
ziert werden. Besonders skurril: der Deal 
wird als Aufforstungsprojekt angeprie-
sen. Wie auch die Europäische Union hat 
Japan eine Beimischungsquote. Ein wich-
tiger Anreiz für diese Investitionen.

Auf dem zugeteilten Land leben heute 
KleinbäuerInnen. Deren Zukunft ist un-
gewiss. Die Vergangenheit hat gezeigt, 
dass Vertreibungen auf den Philippinen 
oft in Kauf genommen werden und 
eine rechtliche Verfolgung solcher Fälle 
kaum von den staatlichen Behörden auf-
gegriffen wird. 

Abhängigkeit von Nahrungsmittel-
importen steigt

Besonders kritisch ist der Kontext zu be-
werten, in dem diese Deals stattfinden. 
Die philippinische Regierung hat in den 
letzten Jahrzehnten einseitig die Ex-
portlandwirtschaft gefördert und hat 
die Förderung der nationalen Grund-
nahrungsmittelproduktion im Rahmen 
der so genannten Strukturanpassung 
massiv zusammengestrichen. Heute sind 
die Philippinen der größte Reisimporteur 
der Welt. 2008 mussten 2,3 Millionen 
Tonnen Reis für über 1,5 Milliarden US-
Dollar importiert werden. Die Folgen 
dieser Abhängigkeit haben die Ärmsten 
leidvoll zu spüren bekommen. Reis wurde 
knapp und teuer. Die Regierung hat 
mit der Verteilung von Grundnahrung-
smitteln einen nationalen Aufstand ver- 
hindert, aber bis heute nichts gegen die 
Ursachen dieser Abhängigkeit getan. 
Im Gegenteil verschärft sie mit den 
Landdeals, die einzig den Export der 
angebauten Produkte zum Ziel haben, 
die Abhängigkeit. Ackerflächen für den 
Anbau von Grundnahrungsmitteln für die 
eigene Bevölkerung werden noch knap-
per und Agrarreformen noch schwieriger 
durchzusetzen sein.

Für KleinbäuerInnen ist der Zugang zu Land seit Jahrzehnten mühsam. 

Investoren stoßen da auf weit weniger Schwierigkeiten. Foto: Carolin Reintjes

Landdeals verletzen Recht auf Nahrung

Die Situation auf den Philippinen zeigt sehr deutlich, dass die 
aktuellen Landnahmen Strukturen verstärken, die dem Recht auf 
Nahrung grundlegend widersprechen: Zugang zu Land für Land- 
lose und KleinbäuerInnen wird weiter erschwert, und eine sta- 
bile, nachhaltige Ernährungssicherung – wie sie das Recht auf 
Nahrung verlangt – wird durch eine Verschärfung der Abhängig-
keit unterhöhlt.

Roman Herre ist Referent für Agrarreformen bei FIAN-Deutschland.
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Die Lage in Honduras ist auch fünf Monate 
nach dem Putsch geprägt von Repression, 
willkürlichen Verhaftungen, Übergriffe auf 
Journalisten, Eingriffe in die Pressefrei-
heit, politische Verfolgung und Einschüch-
terungen gegen Parlamentsabgeordnete, 
Bürgermeister, Menschenrechtsverteidi-
gerInnen, und zahlreichen VertreterInnen 
der Protestbewegung. Bis Mitte Oktober 
hat die Gewalt gegen die Demokratiebewe-
gung nach einem neuen Bericht der Men-
schenrechtsorganisation COFADEH minde-
stens 21 Menschen das Leben gekostet, 
Tausende wurden willkürlich verhaftet, die 
meisten wieder freigelassen, viele sind des 
Aufruhrs angeklagt.

Ehemaliger Vize-Präsident von FIAN 
International zusammengeschlagen

Fast täglich erhält FIAN neue Schreckens-
meldungen. Zahlreiche Personen und Or-
ganisationen, mit denen FIAN über viele 
Jahre zusammengearbeitet hat, sind ins 
Visier der Putschisten geraten. Der Kon-

gressabgeordnete Marvin Ponce, vielen 
FIAN-Aktiven als langjähriger Vorsitzen-
der von FIAN Honduras und ehemaliger 
Vizepräsident von FIAN International gut 
bekannt, wurde am 12. August direkt am 
Parlament von staatlichen Sicherheits-
kräften brutal zusammengeschlagen und 
mit mehreren Knochenbrüchen ins Kran-
kenhaus eingeliefert. Rafael Alegría, 
ehemaliger Generalsekretär der weltwei-

Martin Wolpold-Bosien

Honduras – ein Land zwischen Repression und Widerstand

ten Bauernbewegung La Vía Campesina 
und einer der Anführer der nationalen 
Widerstandfront, wurde widerrechtlich 
festgenommen, von Polizisten geschla-
gen, und ist wie viele andere ständigen 
Drohungen ausgesetzt. Auf das Büro von 
Vía Campesina in der honduranischen 
Hauptstadt Tegucigalpa wurde ein At-
tentat verübt, ähnliche Attacken gibt es 
andauernd gegen Organisationen und 
Rundfunkstationen, die sich gegen die 
Putschregierung engagieren. 

Besonders bedroht ist die Gemeinde Gu-
adelupe Carney, ein Agrarreformfall auf 
dem ehemaligen Militärgelände CREM, 
den FIAN seit neun Jahren begleitet. Am 
10. September wurden zwei Bauern dieser 
Gemeinde in Trujillo auf offener Straße 
niedergeschossen. FIAN steht in engem 
Kontakt zu den Sprechern der Gemeinde. 
Lorenzo Cruz, der Vorsitzende der Landar-
beitervereinigung CNTC, hat es sehr deut-
lich gemacht, wie wichtig es für sie ist, in 
diesen Tagen des Schreckens nicht allein 
zu sein, sondern Solidarität zu erfahren. 

FIAN ist zu diesen und weiteren Fällen 
mit den Organisationen vor Ort im Kon-
takt und interveniert bei den zuständigen 
Behörden, insbesondere bei der Sonder-
staatanwaltschaft für Menschenrechte, 
den UN-Menschenrechtsgremien, bei der 
Europäischen Union und der interamerika-
nischen Menschenrechtskommission. Dazu 
arbeitet FIAN eng mit anderen nationalen 
und internationalen Menschenrechtsorga-
nisationen zusammen. In Deutschland hat 
FIAN sich mit Stellungnahmen und Presse-
erklärungen gemeinsam mit Misereor oder 
Brot für die Welt an die Bundesregierung 
und Öffentlichkeit gewendet sowie im 
September den Besuch einer Menschen-
rechtsdelegation in Berlin mit organisiert. 

Das Putschregime ist nach wie vor interna-
tional politisch isoliert, trotzt aber bislang 
dem inneren und äußeren Druck. Bis zur 
Rückkehr der Demokratie ist es kein kur-
zer Weg. Wachsamkeit und Ausdauer sind 
gefordert – Tugenden, die FIAN über viele 
Jahre gelernt hat. 

Martin Wolpold-Bosien ist Zentralamerika-Referent 

im internationalen FIAN-Sekretariat in Heidelberg.

Der Staatsstreich vom 28. Juni 2009 hat die Lage des mittel-
amerikanischen Landes über Nacht grundlegend verwandelt. 
Der Präsident, von Militärs aus dem Schlaf gerissen und im 
Pyjama nach Costa Rica deportiert, in einer Nacht- und Ne-
belaktion zurückgekehrt, sitzt bei Redaktionsschluss immer 
noch in der brasilianischen Botschaft in Tegucigalpa fest. 
Auf den Strassen ist eine Widerstandsbewegung erwacht, 
die in dieser Breite, Größe und Ausdauer in dem mittelame-
rikanischen Land lange nicht zu sehen war. Doch das Regime 
unter De-facto-Präsident Roberto Micheletti zeigt die Zähne 
und geht mit repressiven Methoden gegen die Demokratie-
bewegung vor. 

FIAN hat sich seit dem Putsch intensiv engagiert, um einen 
Beitrag zum Schutz der Menschenrechte und zur Rückkehr der 
Demokratie in Honduras zu leisten. FIAN Honduras und das in-
ternationale FIAN-Sekretariat waren maßgeblich an einer inter-
nationalen Untersuchungsmission beteiligt, die sich im Juli ein 
Bild von der Lage im Land machte. Der Abschlußbericht, der 
am 7. August der interamerikanischen Menschenrechtskommis-
sion vorgestellt wurde, kommt zu dem Schluss, dass es seit dem 
Staatsstreich zu „systematischen und gravierenden Menschen-
rechtsverletzungen“ gekommen ist. 

Martin Wolpold-Bosien (rechts) von FIAN Inter-

national war als Mitglied einer internationalen 

Untersuchungsmission im Juli vor Ort, um sich 

ein Bild von der Lage zu machen.

I N T E R N A T I O N A l

Verhafteter Demonstrant auf der Polizeistation von Pimienta

Foto: Enrique Santiago
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„Ohnersdorf 11 in Sarleinsbach in der Gemeinde Atzesberg“ – diese Adres- 
se im Oberen Mühlviertel war viele Jahre lang der Sitz von FIAN-Österreich 
und gleichzeitig das Heim der ersten Vorstandsvorsitzenden Elisabeth 
Költringer. Die spätere Schriftführerin Susanne Heindl hatte ihr 1983 
erstmals von FIAN erzählt. Damals bestand FIAN International als Netz-
werk mit einem Förderverein und hatte in Österreich mit der Unterstüt-
zung des Österreichischen Informationsdienstes für Entwicklung (dem 
heutigen Südwind) Fuß gefasst. 

„Der Tag der Gründung der Sektion in Österreich war der 29. Oktober 1989. 
Anschließend an den Vortrag Hunger und Menschenrecht von Michael Windfuhr 
wurde der erste Vorstand gewählt. Besonders freuten wir uns über die Wahl 
des Vizepräsidenten Salifou Keita aus Mali. Er lebte als Student der Sozio- 
logie in Wien und war von der Idee begeistert. Da die österreichische Sektion 
am Land gegründet wurde, gestalteten von Anfang an engagierte Familien der 
Region als Mitglieder die Arbeit von FIAN mit.“, erzählt Elisabeth Költringer.
Am 1. November 1999 wurde das Sekretariat im achten Bezirk Wiens in einem 
Raum der Südwind-Agentur eröffnet. Die Vernetzung der Menschenrechts-
organisationen Österreichs anlässlich des 50. Jahrestages der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte hatte zur Ausgabe von Projektgeldern seitens 
der Regierung geführt. Die Bildungs- und Informationsarbeit von FIAN wurde 
erstmals von der öffentlichen Hand gefördert. Gemeinsam mit der Österrei-
chischen Bergbauernvereinigung (ÖBV) „besetzte“ FIAN damals im Stile land-
loser Bauern in Lateinamerika den Heldenplatz in Wien.
Mit der Aktion Brot für Hungernde der Evangelischen Frauenarbeit nahm FIAN-
Österreich ab 1999 die Blumenkampagne auf. Das Lobbying für Rosen des 
Flower Label Program am Wiener Opernball wenige Jahre später wurde von 
der Presse begeistert aufgenommen und steigerte den Bekanntheitsgrad von 
FIAN enorm. Seit dem Jahr 2000 wirkte FIAN-Österreich auch in EU-geför-
derten Projekten mit anderen europäischen Sektionen mit. Meilensteine in 
den folgenden Jahren waren ein internationales Symposium anlässlich des 
10-jährigen Jubiläums der Wiener Weltmenschenrechtskonferenz von 1993 
und der erste NGO-Parallelbericht zum WSK-Pakt, der im November 2005 dem 
UN-Sozialausschuss in Genf präsentiert wurde. Die Filmtage zum Recht auf 
Nahrung wurden von FIAN und dem Dokumentarfilmfest normale entwickelt. 
Sie fanden heuer unter dem Titel „Hunger macht Profite“ schon zum 3. Mal 
statt und konnten ausverkaufte Vorstellungen vorweisen.
Seit dem Jahr 2004 kann die Sektion Österreich einen Bürobetrieb mit re-
gulär angestellten MitarbeiterInnen verzeichnen. Die Unterstützung der 
Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit wie vieler anderer kirch-
licher und öffentlicher Institutionen und der Mitglieder und SpenderInnen 
trug entscheidend zur finanziellen Basis bei.
In den nicht immer krisenfreien Jahren hielt der Einsatz der Vorstandsmit-
glieder und vieler anderer ehrenamtlicher Mitglieder und UnterstützerInnen 
die Strukturen aufrecht. So konnten Themen auf Basis der engen Zusammen-
arbeit mit der deutschen Sektion behandelt werden. Persönliches Interesse 
und Engagement für FIAN mischten sich in vielen Fällen: Eine langjährige 
Mitarbeiterin widmete sich den Menschenrechtsverletzungen im Goldtag- 
bau Ghanas und gewann bei der österreichischen Tageszeitung Die Presse 
eine Recherchereise als Nachwuchsjournalistin. Zur Blumenkampagne trug 
ein Forschungsaufenthalt in Ecuador im Rahmen einer Diplomarbeit bei. 
Internationale Recherchereisen eines österreichischen Journalisten zu den 
Schauplätzen der Eilaktionen verhalfen FIAN zu einer größeren Öffentlichkeit. 
Nicht zu vergessen unsere junge Vorsitzende, die in Indonesien über Men-
schenrechtsverletzungen im Zuge der Agrotreibstoffproduktion forschte.

FIAN-Österreich

20 Jahre FIAN in Österreich
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Erste Konferenz von FIAN International 1990

Besonders wichtig ist die Ein-
bindung von FIAN in Netz-
werke wie Vía Campesina, das 
Agrarbündnis, Women in Deve-
lopment Europe und die Task 
Group zum Recht auf Nahrung, 
eine Initiative zur Vernetzung 
von Ministerien und NGOs, was 
die Verbreitung der Idee des 
Rechts auf Nahrung vorange-
trieben hat.
Erfreulich ist auch das En-
gagement der jungen Gene-
ration, die ab etwa 2005 bei 
FIAN Einzug hielt. Es fanden 
sich engagierte und einsatz-
freudige PraktikantInnen ein, 
die FIAN zumeist auch wei-
terhin gerne unterstützten. 
Zum Glück, denn der Hunger ist 
noch lange nicht ausgerottet.

Das Büroteam und der Vorstand von 

FIAN-Österreich
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Besuch aus Kolumbien anlässlich des Starts der 

Blumenkampagne in Österreich 1990. Foto: Ulrike 

Lunacek
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Liebe FIAN-Freundinnen und -freunde,

das Jahr neigt sich dem Ende zu und wir möchten uns sehr für 
die tolle Unterstützung bedanken. Wie die folgenden Beispiele 
zeigen, sind Briefaktionen nach wie vor ein probates Mittel, um 
politische Entscheidungsträger auf Missstände aufmerksam zu 
machen und zu Maßnahmen aufzufordern. Wir würden uns sehr 
freuen, wenn Sie auch an den Briefaktionen in diesem Heft zu Las 
Pavas/Kolumbien und Guaraní Kaiowa/Brasilien teilnehmen und 
des weiteren die Postkartenaktion zum Weltgebetstag der Frauen 
2010 „Wo bleibt der Mensch?“ mit unterstützen würden. 

Alles Gute und einen gesunden Jahresausklang wünscht

Ihr Eilaktivteam
Gertrude Klaffenböck
Sebastian Rötters

Teilerfolg im Fall 0703 – Guatemala
Mörder von Israel Carías Ortiz verurteilt

Knapp zweieinhalb Jahre nach der Ermordung von Israel Carías Ortiz und 
seiner beiden Söhne sind die Täter verurteilt worden. Carías Ortíz war 
lokaler Führer des Komitees für Bäuerliche Einheit (CUC) und der Allge-
meinen Bauernvereinigung für Entwicklung von Los Achiotes (ACIDEA). 
Die Morde standen im Zusammenhang mit dem Landkonflikt um das 
Anwesen Potrero de Aceituna in der Gemeinde Los Achiotes. FIAN star-
tete kurz nach der Tat eine Eilaktion und forderte darin den guatemal-
tekischen Staat auf, das Verbrechen aufzuklären, die Gemeinde und die 
Bauernführer zu beschützen und gleichzeitig eine Lösung für die Land-
konflikte zu finden. Wenngleich die Landkonflikte nach wie vor ungelöst 
sind, ist die Verurteilung der Täter dennoch ein wichtiger Erfolg in einem 
Land mit sehr hoher Straflosigkeit. 

Teilerfolg im Fall 0905 – Trinidad und Tobago
Essar Steel verschiebt Bau des Stahlwerks 
auf unbestimmte Zeit

Im März rief FIAN zu einer Briefaktion auf, um den Bau eines Stahlwerks 
und eines Hafens in Claxton Bay an der Westküste von Trinidad und Tobago 
zu verhindern. Der Bau würde die Lebensgrundlage von 150 Fischern und 

Eilaktionsrundbrief November 2009
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ihren Familien gefährden. Außerdem würde die Stahlfabrik zu massiver 
Luftverschmutzung führen und negative Auswirkungen auf die Ernte- 
erträge haben. Als Reaktion auf die Kampagne hat der Konzern Essar 
Steel im Juni die Planung des Stahlwerks zunächst auf unbestimmte Zeit 
aufgeschoben. Doch Vorsicht und vor allem Engagement ist weiterhin ge-
boten. Zum einen wurden die Pläne nur verschoben und zum anderen hat 
sich an den Plänen zum Bau eines Hafens leider noch nichts geändert. 
Das heißt, das ökologisch sensible Ufergebiet mit Mangroven, Seegras-
flächen und reichen Fischbeständen ist nach wie vor in Gefahr. 

Teilerfolg im Fall 0910 – Adisakrom
Umweltministerin ordnet Wasseruntersuchung an

Ende Juli wies FIAN auf die Verschmutzung des Angonaben-Flusses hin, 
welcher sich innerhalb der Sieben-Meilen-Zone der Iduapriem-Goldmine 
in Ghanas Western Region befindet. Betrieben wird die Mine von dem 
weltweit operierenden Konzern AngloGold Ashanti. Als Reaktion auf die 
Eilaktion 0910 ordnete die ghanaische Umweltministerin Sherry Ayittey 
eine umfassende Untersuchung des Flusswassers an. Das renommierte 
Institut CSIR (Council for Scientific and Industrial Research – Water Re-
search Institute) wurde mit der Aufgabe betraut. Allerdings war bei Re-
daktionsschluss noch nicht bekannt, ob die Untersuchung bereits durch-
geführt wurde und welche weiteren Schritte geplant sind. FIAN Ghana 
wird den Fall weiterhin aufmerksam begleiten.
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Die Erfolgsgeschichte geht weiter –
das Reifenwerk der Kooperative TRADOC

Vor einigen Jahren engagierte sich FIAN gemeinsam mit Germanwatch 
und der mexikanischen Gewerkschaft Euzkadi erfolgreich gegen die wi-
derrechtliche Schließung eines mexikanischen Continental-Reifenwerkes. 
Damals konnte die mit der Schließung zusammen hängende Entlassung von 
knapp über 1.000 MitarbeiterInnen verhindert werden. Mittlerweile wird 
das Reifenwerk in El Salto von ArbeiterInnen und Investoren gemeinsam 
gemanagt und trotzt der Wirtschaftskrise. Knapp 600 ArbeiterInnen stan-
den den dreijährigen Streik durch und gründeten 2005 die Kooperative der 
demokratischen Arbeiter des Okzident TRADOC (Trabajadores Democraticos 
del Occidente). Mittlerweile arbeiten sogar wieder 740 Menschen in dem 
Betrieb, welcher sich den Arbeitnehmerschutz groß auf die Fahnen ge-
schrieben hat. Den ArbeiterInnen gehören zur Zeit 42 Prozent der An-
teile des Unternehmens. Auch bei den Löhnen wird sehr darauf geachtet, 
dass die Unterschiede nur sehr gering ausfallen. Eine schöne Entwick-
lung nach all den Jahren harter Arbeit.

0913ACOL – Kolumbien
Gewaltsame Vertreibung für Export-Palmöl

123 Familien aus dem kolumbianischen Department Bolívar setzen 
große Hoffnung in die FIAN-Eilaktion 0913. Sie wurden zum wie-
derholten Mal von der Finca Las Pavas vertrieben, auf der Palmöl für 
den Export angebaut werden soll. Bei der Räumung der Finca gingen 
die kolumbianischen Sicherheitskräfte mit äußerster Brutalität vor. 
Die betroffenen Familien haben all ihr Hab und Gut verloren und stehen 
vor dem Nichts. Die Briefaktion liegt diesem Heft bei. Bitte beteiligen Sie 
sich!

0914UBRA – Brasilien
Präsident muss ministerielle Entscheidung
zugunsten der Guarani-Kaiowá zügig umsetzen

Am 7. Oktober 2009 erklärte der brasilianische Justizminister eine Fläche 
von 11.401 Hektar in der Gemeinde Caarapó zum unveränderlichen Be-
sitz der indigenen Guyraroká-Gemeinschaft. Diese Entscheidung ist ein 
wichtiger Schritt im Prozess der Sicherung des Rechts der indigenen Ge-
meinschaft auf angemessene Ernährung – doch dieser muss noch durch 
den brasilianischen Präsidenten amtlich bestätigt und vorschriftsmäßig 
umgesetzt werden. Die Guarani-Kaiowá, ein indigener Stamm im brasi-
lianischen Staat Mato Grosso do Sul, wurden in der Vergangenheit von 
ihrem angestammten Land vertrieben, da dieses für riesige Plantagen 
und für die Viehzucht gebraucht wurde – und dies, obwohl die brasi-
lianische Gesetzgebung die rechtliche Abgrenzung der indigenen Terri-
torien vorschreibt. Schreiben Sie an die Verantwortlichen, damit die Ent-
scheidung zügig umgesetzt werden kann. Die Briefaktion liegt diesem 
Heft bei.
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Wo bleibt der Mensch?
Postkartenaktion zum Weltgebetstag 
zugunsten der Kleinbauern in Kamerun

FIAN führt ab sofort wieder eine Postkartenaktion anlässlich 
des Weltgebetstages der Frauen 2010 durch. Thema ist die schwie- 
rige Situation der Landbevölkerung in Kamerun aufgrund der 
Ausweitung der kommerziellen Großplantagen. Auch bei dieser 
Aktion stehen die Menschen im Vordergrund, die die Hauptleid- 
tragenden der Agrar-Exportwirtschaft sind. Weitere Informatio- 
nen sowie Material zum Download finden Sie auf www.fian.de . 
Die Postkarten erhalten Sie kostenlos in der FIAN-Geschäftsstelle. 
Nehmen Sie bitte auch an dieser Aktion teil und ermuntern Sie 
andere, es Ihnen gleich zu tun. Vielen Dank!
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„Wir arbeiten für Steine“
BlumenarbeiterInnen fordern Existenz 
sichernde Löhne

Die Forderung nach menschwürdigen Arbeitsbedingungen ist im Zuge 
der Globalisierung lauter geworden. Die Verlagerung der Produktion in 
Länder mit niedrigem Lohnniveau und geringen Auflagen zu Arbeit-
nehmerrechten und  Umweltschutz hat zwar Arbeitsplätze in Entwick-
lungsländern geschaffen. Allerdings können die Arbeitsbedingungen in 
der Regel kaum als menschenwürdig bezeichnet werden. Sie entsprechen 
nicht menschenrechtlichen Standards. Dies gilt auch für die Löhne.

Verletzung sozialer Menschenrechte

Auch die Löhne in Blumen-
betrieben in Afrika und La-
teinamerika sind in der Regel 
so niedrig, dass sie gemäß 
der Menschenrechtsnormen 
nicht als angemessen gelten 
können. Ugandische Blumen-
arbeiterInnen verdienen im 
Durchschnitt 25 Euro pro Mo-
nat. Davon können sie sich 
und ihre Familien nicht aus-
reichend ernähren, geschwei-
ge denn Schulgebühren ihrer 
Kinder bezahlen. Allein für 
den Lebensmittelbedarf ei-
ner Familie brauchen sie den 
doppelten Betrag. „Wir sa-
gen deswegen, dass wir für 
Steine arbeiten“, macht die 
ugandische Blumenarbeite-

rin Mary Adio (Name geändert) die Not deutlich. Kenianische Blumen-
arbeiterInnen klagen vor allem über den zu niedrigen Mietzuschlag, 
der auch einer mehrköpfigen Familie nur die Anmietung eines Wohn-
raumes ermöglicht. In Ecuador benötigen BlumenarbeiterInnen gemäß 
des Nationalen Amts für Statistik das Zweieinhalbfache des Mindestlohns 
um die Grundbedürfnisse einer Familie zu decken.

Auch die ArbeiterInnen anderer afrikanischer und lateinamerikanischer 
Länder klagen darüber, dass ihr Lohn nicht die Kosten für grundlegende 
Bedürfnisse wie Nahrung, Wohnung, Kleidung, Bildung, Gesundheitsver-
sorgung, Strom und Fahrtkosten deckt. Auf der internationalen Konfe-
renz zu den Arbeitsbedingungen im Blumensektor, die am 23. und 24. 
September in Nairobi stattgefunden hat, haben daher die teilnehmenden 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) und Gewerkschaften gefordert, 
dass die Zahlung Existenz sichernder Löhne weltweit im Sektor verpflich-
tend wird.

Gertrud Falk

Neues aus
der Blumenkampagne 
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Existenz sichernder Lohn ist Menschenrecht

Es gibt keine international verbindliche Definition von „Existenz sichernder 
Lohn“. Gewerkschaften definieren ihn als einen Lohn, der ausreicht, um 
grundlegende Bedürfnisse zu decken und darüber hinaus gehende Mittel 
zur Verfügung zu haben. Ein Existenz sichernder Lohn ist also mehr als ein 
Mindestlohn, der zur bloßen Deckung von Grundbedürfnissen ausreicht.

In den Menschenrechtsnormen kommt zwar der Begriff „Existenz si-
chernder Lohn“ nicht vor. Sie verpflichten aber dennoch den Staat für 
ein befriedigendes und gerechtes Einkommen zu sorgen, das ein men-
schenwürdiges Leben ermöglicht. In der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte heißt es in Artikel 23,3: „Jeder, der arbeitet, hat das Recht 
auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie 
eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebe-
nenfalls ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen.“

Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte sagt in Artikel 7a: 
„Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf gerechte und gün-
stige Arbeitsbedingungen an, durch die insbesondere gewährleistet wird
(a) ein Arbeitsentgelt, das allen Arbeitnehmern mindestens sichert (…)
ii. einen angemessenen Lebensunterhalt für sie und ihre Familien in 
Übereinstimmung mit diesem Pakt;“.

Da die Lebenshaltungskosten in jedem Land anders sind, gibt es bisher 
keine Berechnung eines Existenz sichernden Lohns, die weltweit gültig ist. 
Gewerkschaften und NRO plädierten auf der Konferenz in Nairobi daher 
dafür, dass die ArbeiterInnen in jedem Land selbst die Höhe eines Existenz 
sichernden Lohns berechnen sollen. 

Die asiatische Kampagne für Mindestlöhne

In Asien hat dagegen kürzlich die länderübergreifende Asia Floor Wage 
Campaign (Asiatische Kampagne für Mindestlöhne, www.asiafloorwage.org) 
einen Vorstoß zur einheitlichen Berechnung eines Existenz sichernden 
Lohns in der Bekleidungsindustrie gemacht. Mit der Forderung nach einem 
vergleichbaren Lohn in allen asiatischen Ländern will sie verhindern, 
dass Betriebe damit drohen können, in ein anderes Land abzuwandern, 
wenn die Löhne erhöht werden. Ihre Mitglieder schlagen vor, zunächst den 
Bedarf für die Ernährung einer vierköpfigen Familie pro Woche zu berech-
nen. Die doppelte Summe soll dann als Existenz sichernder Lohn gelten, 
der für eine sechstägige Arbeitswoche mit 48 Stunden gezahlt werden soll. 
Anhand der statistischen Berechnung der Kaufkraft pro Kopf und auf Ba-
sis des US-Dollars kann dann ein länderübergreifender Existenz sichernder 
Lohn in Dollar-Kaufkraft berechnet werden.

Das Modell klingt auch für die internationale Blumenkampagne interessant. 
Denn auch die Besitzer der Blumenplantagen drohen den ArbeiterInnen 
und Gewerkschaften bei hohen Lohnforderungen, dass sie in andere Länder 
abwandern. Seine Durchsetzung wird auf Widerstände bei Regierungen und 
Unternehmern stoßen. Insbesondere in der derzeitigen Wirtschaftskrise, 
die die Blumenindustrie nicht ausgespart hat. Aber die Freude an Blumen 
wird doppelt sein, wenn Mary nicht mehr nur für Steine arbeitet.
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Wirtschaftskrise auf dem Rücken
der BlumenarbeiterInnen
Kolumbianische BlumenarbeiterInnen bitten 
um Unterstützung

Die Wirtschaftskrise hat keinen Bogen um den Blumensektor gemacht. 
In Kenia rechnen die Produzenten mit einem Rückgang des Verkaufs zum 
Jahresende um bis zu 30 Prozent. Die großen Farmen am Naivasha-See 
haben ihre Produktion um 25 Prozent zurückgefahren. In Ecuador ist der 
Rosenexport um 35 Prozent eingebrochen. 

In Kolumbien nutzen allerdings einige Plantagenbesitzer die Krise, um ge-
nau die Plantagen zu schließen, deren ArbeiterInnen in der unabhängigen 
Gewerkschaft Untraflores organisiert sind. Prominentestes Beispiel ist die 
Farm Benilda, auf der auch Aidé Silva, die Vorsitzende von Untraflores, 
beschäftigt ist. „Die Geschäftsführung behauptet, dass der Betrieb nicht 
mehr wirtschaftlich arbeite. Das stimmt nicht. Einzelne Produktionsphasen 
wurden gezielt in andere Betriebe der Unternehmensgruppe ausgegliedert, 
um den Betrieb unwirtschaftlich zu machen“ erläutert sie. 

ArbeiterInnen der kolumbianischen Farm Benilda protestieren gegen die Praktiken 

der Plantagenleitung. Foto: Untraflores

Rund 400 der insgesamt 1.300 ArbeiterInnen halten den Betrieb seit 
Anfang September besetzt, nachdem die Geschäftsführung Löhne und So- 
zialabgaben zurückgehalten hatte. Darüber hinaus weigert sich das Unter-
nehmen, den ArbeiterInnen die gesetzlich vorgeschriebene Abfindung zu 
zahlen. 

Untraflores hat Musterbriefe an das Sozialministerium, die Handelskam-
mer sowie den Produzentenverband Asocolflores formuliert und bittet 
darum, diese Briefe abzuschicken. Weitere Informationen und die Mus-
terbriefe finden Sie auf der Internetseite von FIAN-Deutschland unter 
www.fian.de .

Werden Sie aktiv!
„Fair Flowers – Mit Blumen für Menschen-
rechte“ braucht Ihre Unterstützung

Im Rahmen der Kampagne für faire Blumen haben FIAN-Deutschland und 
FIAN-Österreich ein Faltblatt für FloristInnen erstellt: Verkaufen Sie faire 
Blumen! Darin werden die Vorteile des Verkaufs fair produzierter Blumen 
nicht nur für die ArbeiterInnen, sondern auch für die FloristInnen dar- 
gestellt. Denn FloristInnen können sich durch den Verkauf dieser Blumen 
einen Marketing-Vorteil verschaffen. Zusätzlich bestätigen FloristInnen, 
dass sich Verletzungen an fair produzierten Blumen im Unterschied zu 
konventionellen nicht entzünden. Darüber hinaus gibt das Faltblatt prak-
tische Tipps, wie und wo FloristInnen FLP- und Fairtrade-Blumen einkaufen 
können. 

Geben Sie das Faltblatt an FloristInnen in ihrer Nähe weiter und ermu-
tigen Sie sie, fair produzierte Blumen in ihr Sortiment aufzunehmen. 
Das Faltblatt können Sie gegen Versandkosten in der FIAN-Geschäftsstelle 
bestellen. Im Online-Shop von FIAN-Deutschland finden Sie es unter der 
Bestellnummer d26.

A Blooming Business–Ein blühendes Geschäft

Unter diesem Titel hat der niederländische Filmemacher Tom van Zant 
einen bewegenden Film über die Blumenindustrie am Naivasha-See in 
Kenia gedreht. Van Zant hat einige BlumenarbeiterInnen, aber auch Fischer 
und einen Wasserlieferanten in der Region portraitiert. Im Vordergrund des 
Filmes steht eine Arbeiterin, die allein erziehende Mutter von vier Kindern 
ist. Alle InterviewpartnerInnen reden offen über Verletzungen ihrer Rechte 
am Arbeitsplatz und über die Umweltfolgen der Blumenindustrie. Der Film 
ist in Englisch und Kisuaheli, beides mit englischen Untertiteln produziert. 
Dadurch kann er auch von Menschen mit geringen Englischkenntnissen 
verstanden werden. Die 52 Minuten lange DVD können Sie in der FIAN- 
Geschäftsstelle gegen 10 Euro Pfand plus Versandkosten ausleihen. 
Im Online-Shop von FIAN-Deutschland finden Sie ihn unter der Bestell-
nummer d27.

Gertrud Falk ist Koordinatorin der Kampagne Fair Flowers – Mit Blumen für Menschenrechte von 

FIAN-Deutschland.

for human rights
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Verkaufen Sie faire Blumen!

So können FlorstInnen Men- 
schenrechtsarbeit unterstüt- 
zen. Kurze Einführung mit prak- 
tischen Tipps, achtseitiges Falt- 

blatt, kostenlos, Bestellnummer d26.

Steter Tropfen höhlt 
den Stein – Aktiv 
für das Menschen-
recht auf Wasser

Informationsbroschü-
re über die Arbeit 
von FIAN zum Men-

schenrecht auf Wasser. Mit einer Aus-
wahl von sechs Fallarbeiten, bei denen 
dieses Recht verletzt worden ist, Hrsg. 
FIAN-Arbeitskreis Wasser, A5, 14 S., Juli 
2009, Bestellnummer h23, 1,50 Euro.

Menschenrechtsver-
letzungen in den me- 
xikanischen Bundes-
staaten Chiapas, Oa-
xaca und Guerrero

Das Dokument arbei-
tet ausgewählte Fälle 

von Menschenrechtsverletzungen auf und 
analysiert die strukturellen Probleme vor 
Ort. Es wird gezeigt, welche Rechte durch 
staatliche Akteure im jeweiligen Fall ver-
letzt wurden und welche Forderungen sich 
daraus gegenüber dem mexikanischen 
Staat sowie deutschen und europäischen 
politischen Verantwortungsträgern er-
geben, diese Missstände zu beseitigen, 
Hrsg. Deutsche Menschenrechtskoordi- 
nation Mexiko, A4, farbig, 64 S., März 
2009, Bestellnummer b23, 1,50 Euro.

Right to Food and Nutrition Watch

Die diesjährige Ausgabe befasst sich vor 
allem mit den politisch Verantwortlichen 
der Hungerkrise. Es wird die Frage er-
örtert, warum die Lücke zwischen An-
spruch und Wirklichkeit derart groß ist. 
Obwohl sich die internationale Gemein-
schaft vorgenommen hatte, die Zahl der 
Hungernden bis 2015 zu halbieren, wurde 

Neue Publikationen

Die Diskussion über einen neuen Strategieplan von FIAN-
Deutschland für die nächsten Jahre hat begonnen. Aber wo-
zu braucht eine Menschenrechtsorganisation eine Strategie? 
Und was ist das eigentlich – Strategieplanung?

Wie will FIAN dazu beitragen, die Welt von Hunger zu befreien? 
Welche Themen müssen in den nächsten Jahren im Vordergrund 
stehen, um dieses zu erreichen? Wie kann FIAN die von Men-
schenrechtsverletzungen Betroffenen am besten unterstützen? 
Auf all die Fragen muss FIAN klare Antworten finden. Strate-
gieplanung ist ein Prozess, der dazu dient, die bisherige Arbeit 
zu reflektieren, relevante gesellschaftliche Veränderungen zu 
analysieren und Veränderungen in der Arbeit zu diskutieren. 
FIAN hat in den letzten 20 Jahren sehr erfolgreich gearbeitet und 
ein hohes Maß an Expertise zusammengetragen, um das Recht auf 
Nahrung zu verteidigen und in die Öffentlichkeit zu tragen.
Leider hat sich aber die Ernährungssituation in den letzten Jah- 
ren weiter verschärft. Deshalb muss FIAN sich fragen, wie die 
Arbeit noch zielgerichteter voran getrieben werden kann. FIAN ist 
eine internationale Organisation und eine Basisorganisation, 
zwei wichtige Faktoren und ein Hauptgrund, warum eine so 
kleine Organisation (3.600 Mitglieder weltweit) überhaupt so viel 
erreichen konnte. Die Zusammenarbeit mit den Südsektionen und 
Partnerorganisationen im Süden und die Arbeit der Lokalgruppen 
und Arbeitskreise machen die Arbeit von FIAN aus. Alle diese Men-
schen brauchen eine gemeinsame Strategie, wie das Recht auf 
Nahrung für alle Realität werden kann.
Deshalb ist es wichtig, dass sich viele an dem Strategieplanungs- 
prozess beteiligen und ihre Erfahrungen einbringen – und dass wir 
die Arbeit gemeinsam voranbringen. Streit um den richtigen Weg 
inklusive. Der Anfang ist gemacht. Auf einem Workshop am 3. Ok- 
tober in Köln haben VertreterInnen von Lokalgruppen, Arbeits- 

kreisen, Vorstand und das Team über 
Schwerpunkte und Arbeitsweise von FIAN 
diskutiert. Wichtigste Erkenntnis: Die Dis- 
kussion über den letzten Strategieplan hat 
die Arbeit verbessert und den Menschen- 
rechtsansatz gestärkt. Es lohnt sich also, 
weiter zu diskutieren. Die Fallarbeit und 
die Arbeit zum Menschenrechtssystem 
sollen weiter gestärkt werden. Bei den 
inhaltlichen Schwerpunkten gibt es noch 
vieles zu klären.
Der weitere Verlauf: 
1. Diskussion über den ersten Entwurf auf 
der nächsten Vorstandssitzung im Novem-
ber 
2. Verteilung des Entwurfs an die Lokal-
gruppen und Arbeitskreise Ende des Jahres 
3. Diskussion auf dem Gruppenspreche-
rInnentreffen am 9. Januar 2010 
4. Weiterer Workshop zur Strategiediskus-
sion im  April 2010 
5. Verabschiedung des Strategieplans auf 
der Jahresversammlung am 7.-9. Mai 2010 
in Kassel
Es gibt also noch viele Möglichkeiten sich 
einzubringen. Wer Interesse hat, sich an 
der Strategiediskussion zu beteiligen, wen- 
det sich bitte an Heiko Hansen, E-Mail: 
heiko.hansen@email.de.

Heiko Hansen ist Vorstandmitglied

bei FIAN-Deutschland.
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abkommen (EPAs – Economic Partnership Agreements) auf eine neue 
Grundlage gestellt werden. Das vorliegende Papier stellt besonders 
umstrittene Aspekte der EPAs dar und bewertet sie auf Grundlage der 
entwicklungspolitischen Zielsetzung. ISBN 978-3-939846-50-5. Kosten-
los zu beziehen in der Geschäftsstelle oder als pdf-Download unter www.
germanwatch.org/handel/epa-afr .

Hungerkrise weltweit – Hat die internationale 
Staatengemeinschaft versagt?

Studie von Armin Paasch und Andrea Brock, weite- 
re Informationen siehe Seite 5 dieser Ausgabe. Zu be- 
ziehen in der Geschäftsstelle oder als kostenloser 
pdf-Download unter www.fian.de, Erscheinungsda- 
tum: Dezember 2009, 4,50 Euro

Menschenrechte im Klimawandel. Anforderungen 
an die deutsche und internationale Klimapolitik.
Schwerpunkt: Menschenrecht auf Nahrung 
und Wasser

Der Klimawandel stellt die Umsetzung der Menschen-
rechte auf Nahrung und Wasser vor beträchtliche Her-
ausforderungen. Die Dokumentation hat erstens zum 

Ziel, die Zusammenhänge zwischen dem Klimawandel und der Umsetzung 
dieser Rechte herauszuarbeiten. Zweitens diskutiert sie bestehende Staa-
tenpflichten aus den internationalen Umwelt- und Menschenrechtsab- 
kommen in Bezug auf den Klimawandel. Abschließend werden die men- 
schenrechtlichen Verpflichtungen der deutschen Regierung herausgear- 
beitet. Zu beziehen in der Geschäftsstelle oder als kostenloser pdf-Down- 
load unter www.fian.de, Erscheinungsdatum: Dezember 2009, 4,50 Euro.

vor kurzem erstmalig die Schallgrenze von einer Milliarde Hungernden welt-
weit überschritten. Right to Food and Nutrition Watch 2009 soll den Druck 
auf die politisch Verantwortlichen erhöhen und Verletzungen des Rechts auf 
Nahrung dokumentieren. Gleichzeitig werden aber auch „best-practice“-
Beispiele der Umsetzung des Rechts auf Nahrung aufgezeigt. Die Ausgabe 
finden Sie auf der Webseite von FIAN International unter http://fian.org/
resources/documents/rtfn-watch/right-to-food-and-nutrition-watch-2009.

Germany’s Official Development Assistance 
in Land Policies

Seit Mitte der 90er Jahre ist die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit ein wichtiger Akteur im Bereich 
Landpolitik. Die aktuelle Studie ist der erste Versuch, 
ein umfassendes Bild dieser Aktivitäten zu zeichnen. 
Sie zeigt auf, dass der Fokus einseitig auf einer tech-

nischen und administrativen Unterstützung liegt. Ausgeblendet werden 
dabei politischer Fragestellungen wie die einer gerechten Verteilung 
von Land und der Durchsetzung menschenrechtlicher Verpflichtungen. 
Daher ist es unwahrscheinlich, dass diese Politik einen signifikanten 
Beitrag zur Armutsbekämpfung leistet, Hrsg.: TNI und 11.11.11, Autor: 
Roman Herre. Die Studie ist zurzeit nur elektronisch verfügbar und steht 
kostenlos im Download-Bereich auf www.fian.de zur Verfügung.

Entwicklung oder Marktöffnung? Kritische Aspekte 
in den Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
zwischen der EU und afrikanischen Ländern.

Die Handelsbeziehungen zwischen der Europäischen 
Union und 79 Staaten Afrikas, des Pazifiks und der 
Karibik (AKP) sollen durch Wirtschaftspartnerschafts- 

Neue Publikationen
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Ist Ihre Anschrift noch aktuell? 
Teilen Sie uns Änderungen 
bitte rechtzeitig mit!

Unser Spendenkonto:
FIAN-Deutschland e. V.
GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum
Konto 4000 4444 00
BLZ 430 609 67

Für Österreich:
FIAN-Österreich
Johann Strauß Gasse 33/2-3
1040 Wien
Tel. 01-4055515
Fax 01-4055519
www.fian.at

Spendenkonto:
PSK-Bank
Konto 76 19 580
BLZ 60 00

Termine

FIAN-Aktionsseminar: Mit Menschenrechten 
aktiv gegen Hunger und Armut
11. bis 13. Dezember 2009,
Jugendgästehaus Bielefeld
Mit Unterstützung zweier versierter Aktionstrai-
ner vermittelt der Workshop Methodenwissen 
und Handlungskompetenz, um unseren Pro- 
test wirkungsvoll in die Öffentlichkeit zu tragen.
Info/Kontakt: Sonja Vieten, s.vieten@fian.de

Treffen der LokalgruppensprecherInnen
9. Januar 2010, FIAN-Geschäftsstelle Köln
Info/Kontakt: Ute Hausmann, u.hausmann@fian.de

FIAN-Seminar zur Fallarbeit: Im Einsatz 
gegen Verletzungen des Rechts auf Nahrung
19. bis 21. März 2010, Bielefeld
Ziel des Seminars ist es, FIAN-Lokalgruppen den 
Raum für Austausch über ihre Arbeit zu geben 
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arbeit zu begeistern. FIAN-Lokalgruppen be-
gleiten Menschen in Ländern des Südens (z.B. 
Paraguay, Indien, Ghana), die von Verletzungen 
des Rechts auf Nahrung betroffen sind. Ihr An-
liegen ist es, diese Menschenrechtsverletzungen 
in Deutschland öffentlich zu machen, und den 
beteiligten Regierungen und Unternehmen zu 
zeigen, dass die Opfer von Menschenrechts-
verletzungen nicht alleine sind. Info/Kontakt: 
Ute Hausmann, u.hausmann@fian.de

Zum Vormerken

FIAN-Jahresversammlung
7. bis 9. Mai 2010 in Kassel

FIAN-Seminar zur deutschen 
Rohstoffstrategie: Menschenrechte in 
der deutschen Rohstoffpolitik
4. bis 6. Juni 2010,
genaue Ortsangaben folgen (Raum NRW)
Deutschland ist auf den Import von Industrie- 
und Energierohstoffen angewiesen. Diese wer- 
den jedoch häufig unter menschenunwürdigen 
Bedingungen gewonnen. Gegenstand des Semi- 
nars ist es, sich mit der Frage auseinander 
zu setzen, wie ein Menschenrechtsansatz in der 
deutschen Rohstoffpolitik verankert werden 
kann. Info/Kontakt: Sebastian Rötters, s.roetters 
@fian.de


